
Die Schweiz blickt nach Bern
Wie die Schweizer Presse auf die CONTACT-Pionierleistung von 1986 reagierte

STADT UND REGION BERN

Viel Lob für Marc-Roland Peter - aber sein Schreibtisch ist zu klein
Berner Stadtrat behandelte den Verwaltungsbericht der Planungs- und Baudirektion - Reorganisation der Stadtverwaltung gab zu kritischen Anmerkungen Anlass

dam/pbm. Knapp die Hälfte aller
vom Berner Stadtrat zu behan
delnden Sachgeschäfte haben das
selbe Nadelöhr zu passieren: den
Schreibtisch von Planungs- und
Baudirektor Marc-Roland Peter.
Trotz (oder gerade wegen) dieser
Arbeitslast erntete der Vorsteher
der «Superdirektion» im Parla
ment viel Anerkennung.
Der Sprecher der Geschäftsprüfungs
kommission, Peter Vollmer (sp) stellte
die Reorganisation der Stadtverwaltung
(in deren Rahmen die Planungs- und die
Baudirektion fusioniert worden waren)
in den Mittelpunkt seines Referats. Die
Reorganisation habe sich anders ausge
wirkt als erwartet legte Vollmer dar. Auf
der Abteilungsstufe d. h. hinsichtlich
der Zusammenarbeit zwischen den ver
schiedenen Verwaltungszweigen habe
sich nichts Wesentliches geändert weder
in positivem noch in negativem Sinn.
Hingegen habe sich auf Direktionsstufe
gezeigt dass zu viele Geschäfte auf dem
selben Schreibtisch landeten: Zudem
konzentrierten sich die umstrittenen
Brocken schlechthin alle in der Pla
nungs- und Baudirektion.
Auf diese Situation sei beröits mit eini
gen Massnahmen reagiert worden zum
Beispiel mit der Anstellung Hans Häus
lers als Adjunkt im Direktionssekreta
riat. Die Schaffung dieser wichtigen
Stabsstelle schätze die GPK grundsätz
lich als positiv ein gab Vollmer bekannt.
Weitere Personalbegehren seien - nach
Ansicht der Kommission zu Recht - zu
überprüfen. Es stelle sich auch die Frage
ob einzelne Abteilungen anderen Direk
tionen zugeteilt werden könnten etwa
die Verkehrsplanung der Polizeidirek
tion. Jedenfalls müsse die (seit 1985 gel
tende) Verwaltungsreorganisation frü
her oder später überdacht werden be
fand der GPK-Sprecher.
Indessen gebe es nicht nur personelle
Probleme fuhr Vollmer fort. Die Tatsa
che nämlich dass der Gesamtgemeinde
rat keine sonderlich zielorientierte und
zukunftsweisende Politik präsentiere
trage nicht zur Lösung der diversen
«Knüppel» bei.

Kritik in eigener Sache
Dennoch sei einzuräumen dass gewisse
Aspekte der Reorganisation bei deren
parlamentarischer Vorberatung zu we
nig beachtet worden seien weil sich alle
Bestrebungen auf die Entlastung des
Stadtpräsidenten ausgerichtet hätten.
Vollmer erinnerte bei dieser Gelegenheit
daran dass die frühere Baudirektorin
seinerzeit zahlreiche und sehr kritische

Vorbehalte geäussert habe dass Ruth
Geiser aber aus politischen Gründen zu
wenig ernst genommen worden sei.
Die GPK - laut Vollmer «unisono über
zeugt, dass in dieser Direktion nicht nur
grosse Brocken anfallen sondern auch
entsprechend gearbeitet wird» - empfahl
den Verwaltungsbericht der Planungs
und Baudirektion mit 8 zu 0 Stimmen
(bei einer Enthaltung) zur Genehmi
gung.
«Urbane Kosmetik»
Die Fraktionssprecher hatten dem Vo
tum des GPK-Sprechers nichts Wesent
liches beizufügen soweit sie die Arbeit
Marc-Roland Peters und seiner Mitar
beiterinnen) ebenfalls positiv beurteil
ten. Felix Adank (da) meinte dagegen
die Planungs- und Baudirektion gebe
sich in ihrer Rechenschaftsablage libe
raler als sie tatsächlich sei und ignoriere
die hauptsächlichen Probleme (z. B. die
Spekulation und die krebsartige City-
Erweiterung). Christian Müller (poch)
erkannte gar ein «taktisches Dispositiv»
das darauf ausgerichtet sei «mit urbaner
Kosmetik die Akzeptanz für die alten
Wachstumsprojekte im Osten und We
sten zu erhöhen».
(Zu einem Intermezzo kam es übrigens
als Müller zu einer längeren Abhandlung

zum Thema Revision des Bauklassen
plans ausholte: Der Freisinnige Her
mann Fuhrer versuchte Müller mit
einem Ordnungsantrag zu unterbrechen;
als der Poch-Vertreter mit nicht zitier
baren Unmutsäusserungen reagierte
verliess die grosse Mehrheit der bürger
lichen Parlamentarier den Saal.)

Marc-Roland Peter: «Ich danke»
Planungs- und Baudirektor Marc-Ro
land Peter brauchte bloss 20 Minuten
um Stellung zu nehmen wobei er vorerst
für die gute Aufnahme seines Verwal
tungsberichts durch den GPK-Sprecher
und die Mehrheit der Fraktionssprecher
dankte. In der Folge nahm er zu einzel
nen Sachfragen Stellung:
• Sanierung von Plätzen: Selbstver
ständlich würden nicht bloss einfache
Plätze saniert sondern es kämen auch
schwierige Brocken an die Reihe. Der
Eigerplatz komme nach den Sommerfe
rien in den Gemeinderat der Breiten
rainplatz gehe zur selben Zeit in die öf
fentliche Mitwirkung und für den
Kornhausplatz sollte die Projektierung
im Herbst abgeschlossen werden kön
nen.
• Bauklassenplan: Der Gemeinderat
habe diesen Plan nicht verabschiedet.

hielt Peter gegenüber Christian Müller
fest er habe lediglich einen Entwurf in
die Mitwirkung gegeben. Erst anschlies
send könne der Plan durch den Gemein
derat bereinigt werden.
• Nutzungszonenplan: Die Revision sei
verschoben worden bis der Bauklassen
plan genehmigt sei weil nach einer An
nahme des Bauklassenplans sonst zuerst
der Nutzungszonenplan angepasst wer
den müsse hielt Marc-Roland Peter fest.
Peter Vollmer (sp) vermutete allerdings
eine Verschleppungstaktik des Gemein
derats aus wirtschaftlichen Gründen.
Dieser Vorwurf wurde allerdings von
Stadtpräsident Werner Bircher vehe
ment zurückgewiesen.
• Park-and-Ride-Anlagen: Er wolle
jetzt einmal den Volksentscheid zur
Park-and-Ride- Anlage Neufeld abwar
ten, bevor kostspielige Projektierungs
aufträge für die Anlagen Saali und Gui
sanplatz erteilt würden.
Schliesslich gab Gemeinderat Peter noch
bekannt in seiner Direktion müssten
dringend vier zusätzliche Stellen ge
schaffen werden damit alle Arbeiten
weiterhin zügig erledigt werden könnten.
Der Bericht wurde anschliessend mit
grossem Mehr gegen 4 Stimmen (Poch
DA) genehmigt.

Diskussionslos wurden drei Postulate
zum Verwaltungsbericht mit folgenden
Anregungen überwiesen:
• Verkehrskonzept mit Verkehrsberu
higung im Raum Länggasse/Bollwerk/
Bahnhof/Bubenbergplatz (Julius Ber
ger, cvp);
• Verbesserung der Sicherheit für Ve-
lofahrer(innen) im Gebiet zwischen
Lorraine/ Bollwerk/ Bubenbergplatz/
Laupenstrasse (Rolf Zimmermann sp);
• Einrichtung eines öffentlichen Ofen
hauses im Baumgarten in Bümpliz (Hans
Stucki sp).
Und ausserdem . . .
• Als Elternsprecher wurde Samuel
Spreng in die Vereinigte Schulkommis
sion Manuel gewählt; er ersetzt Werner
Müller.
• 510 000 Franken bewilligte der Rat
für Sanierungsmassnahmen am Werk
stattgebäude auf dem Gaswerkareal.
Das von Walter von Gunten 1929 er
baute Gebäude ist als schützenswert
eingestuft befindet sich aber in sehr
schlechtem Zustand.

• Fast eine Stunde benötigte der Rat
um sein Geschäftsreglement an die 1984
teilrevidierte Gemeindeordnung anzu
passen.
• Ein Postulat von Werner Pauli (ff)
der sich gegen die Weiterführung der
Ausländerkommission in der Stadt Bern
aussprach wurde kurz vor 23 Uhr eben
so abgelehnt wie ein Postulat von Susan
na Bürki (sap) betreffend Erleichterun
gen der Lebensbedingungen der Aus
länderfinnen) in der Stadt Bern.

Hauptversammlung des Bernischen Blindenfürsorgevereins

Bald Rehabilitationszentrum?
ass. Margrit Schmitt seit einem
Jahr Präsidentin des Bernischen
Blindenfürsorgevereins konnte an
der Hauptversammlung auf ein ru
higes Jahr zurückblicken.
1985 konnte das Blindenheim an der
Neufeldstrasse eine weitere Altersabtei
lung mit zwölf Zimmern in Betrieb neh
men. Dies führe das Blindenheim zwar
immer mehr in Richtung Altersheim
sagte die Präsidentin; viele Heime wei
gerten sich nämlich sehbehinderte alte
Leute aufzunehmen.
Wegen mangelnder Aktivität und be
schwerlichen Zugangs ist die bestehende
Gartenanlage im vergangenen Jahr um
gestaltet und neu eingeweiht worden.
Der Garten ist jetzt rollstuhlgängig und
der Cafeteria ist ein Gartenrestaurant
angeschlossen.
Schwerpunkt in der Arbeit der Bera
tungsstelle war die Reorganisation der
Betreuung der verschiedenen Regionen
die wegen grossen Personalwechsels
notwendig wurde. Die Arbeit mit dem
Klienten erfolgt an deren Wohnort wo
seine Bedürfnisse besser erkannt werden
können. Deshalb ist der Kanton Bern in

fünf Teilregionen aufgeteilt deren Leiter
neu bestimmt worden sind. Hauptziel
der Betreuung ist es einer sehbehinder
ten Person zu einem Maximum an Selb
ständigkeit auf sozialer wirtschaftlicher
und persönlicher Ebene zu verhelfen.
Ende Oktober geht das zweijährige Ver
suchsstadium des Rehabilitationszen
trums zu Ende und noch dieses Jahr soll
ein Entscheid über die Art der Weiter
führung gefällt werden. Im Jahr 1984
sind im Interesse eines offenen und um
fassenden Angebots die Rehabilita
tionsdienste der bestehenden Bera
tungsstellen an einem Ort zusammenge
legt worden. Hauptaufgabe der «Reha»
ist das praktische Anleiten sehbehinder
ter Menschen im täglichen Leben. Die
endgültige organisatorische Form des
Zentrums wird nach Auswertung der
Erfahrungen der letzten zwei Jahre ge
wählt.
Kassier Edmund Eisenkolb konnte eine
ausgeglichene Jahresrechnung präsen
tieren, wies aber darauf hin dass der
Verein seine Aufgabe trotz bedeutenden
Mitteln von Bund und Kanton ohne pri
vate finanzielle Unterstützung kaum zu
erfüllen vermöchte.

5. Rang in der Höchstklasse

Stadtmusik erfolgreich
fwb. Am Eidgenössischen Musikfest in
Winterthur erspielte sich die Stadtmusik
Bern mit ihrem Dirigenten Ernst Ob-
recht in der Höchstklasse den fünften
Rang. Der Marschmusik-Auftakt (in hi
storischen Uniformen) sowie die Inter
pretationen des Aufgabenstücks «Evo-
cazioni» von Paul Huber und der selbst
gewählten «Preludes» von Franz Liszt
wurden mit insgesamt 336 Punkten be
lohnt.
Stadtpräsident Werner Bircher der auch
Präsident der Stadtmusik ist und Bur-
gerratspräsident Hans Wildbolz emp
fingen die erfolgreichen Musiker nach
ihrer Rückkehr im Casino.

Mehr Platz am Hirschengraben
Förderband zieht um
gnb. Die Räumlichkeiten im Bierhübeli
sind für das neue Förderband-Projekt zu
klein geworden. Da zudem ein Verfahren
gegen das Verbleiben des Radiostudios
in der Länggasse hängig ist suchte man
nach einer neuen Unterkunft. Im Juli
wird das Förderband-Studio an den
Hirschengraben 9 ziehen wo es im fünf
ten und sechsten Stock rund doppelt so
viel Platz zur Verfügung haben wird wie
bis anhin.

Holzschutzmittel ausgelaufen
Fischsterben im Stadtbach
pid. Ein auslaufendes Holzschutzmittel
hat am Donnerstag im Stadtbach in
Oberwangen bei Bern zu einem Fisch
sterben geführt. Bis am Donnerstag
abend wurden 235 tote Forellen aus dem
Bach gefischt.

Tankstellenräuber gefasst
Raubüberfälle abgeklärt
pid. Ein achtzehnjähriger Schweizer
hatte in den ersten drei Monaten dieses
Jahres zwei Tankstellen in der Stadt
Bern und eine in Köniz überfallen. Nach
dem dritten Überfall wurde er auf der
Flucht aufgehalten und der Polizei über-
geben. Die Stadtpolizei konnte nun das
Ermittlungsverfahren gegen den jungen
Mann abschlössen. Er wird sich vor dem
Gericht noch wegen weiterer Delikte zu
verantworten haben.

Ein Ort an dem sich Drogenabhängige ohne Angst begegnen können
Am kommenden Dienstag eröffnet das Contact im ehemaligen «Wärchlädeli» an der Münstergasse 12 eine Anlauf- und Kontaktstelle für Süchtige und Suchtgefährdete

khb. Ab kommender Woche erhal
ten Drogenabhängige und -gefähr
dete in Bern erstmals einen Treff-
punkt: an der Münstergasse 12
mitten in der Altstadt.
Die neue Anlauf- und Kontaktstelle in
den Räumlichkeiten des ehemaligen
«Wärchlädelis» wird vom Contact Bern
betrieben und stellt für die Stiftung eine
wichtige Ergänzung ihrer ambulanten
Drogenarbeit dar.

Der Treffpunkt für drogensüchtige oder
suchtgefährdete Jugendliche und Er
wachsene hat nach Auskunft von Con-
tact-Leiter Roland Stübi nicht in erster
Linie die Funktion einer Beratungsstelle.
Vielmehr sollen sich Leute aus der Dro
genszene an der Münstergasse 12 angst
frei treffen etwas konsumieren sowie
Rat und Informationen aller Art (z. B.
über medizinische und juristische Fra
gen) einholen können. Eine enge Zu
sammenarbeit mit dem Contact-Schul-
projekt das im gleichen Haus (1. Stock)
untergebracht ist wird angestrebt.

Während der Öffnungszeiten (Dienstag
bis Freitag 17-21 Uhr) werden in der
Anlauf- und Kontaktstelle jeweils eine
oder zwei Mitarbeiterinnen des Contact
anwesend sein. Diese werden laut Gas
senarbeiterin Chris Spreyermann zwar
darauf achten dass im Treff nicht mit
Drogen gehandelt wird den Besuchern
und Besucherinnen den Drogenkonsum
hingegen bewusst nicht untersagen. Ein
wichtiges Ziel des jüngsten Contact-
Projekts ist nämlich. Abhängige auch in
der Phase ihrer Abhängigkeit zu unter
stützen. Nur so könnten sie ihre Zeit in
der Drogenszene ohne grössere gesund
heitliche und soziale Schäden überstehen
und überhaupt an einen Ausstieg den
ken.

Auch ein Bedürfnis von Drogensüchtigen: In Ruhe einen Kaffee trinken (sa)

Süchtige halfen beim Umbau
Um Drogenabhängigen den Schritt in
ihren neuen Treff von Anfang möglichst
leicht zu machen wurde ein grosser Teil
der Umbauarbeiten den Süchtigen sel
ber. überlassen. Unter Anleitung von

Architekt Beat Hadorn vom Büro Aar
plan, von Handwerkern und Contact-
Mitarbeiter Thomas Iseli verwandelten
rund 20 Jugendliche als Taglöhner die
Ladenräumlichkeiten im Parterre und
dem Keller in einen gemütlichen Treff
punkt. Für Umbau und Einrichtungsge
genstände hatten der Gfeller-und-Zieler-
Fonds die Stanley-Thomas-Johnson-
Stiftung die Seva-Lotterie und das
Schweizer Zahlenlotto insgesamt
108 000 Franken zur Verfügung gestellt.

Im Erdgeschoss wurden bereits eine Bar
mit Kochgelegenheit Tischen und Stüh
len sowie eine Informationsbörse einge
richtet. Hier hat es ebenfalls genug Platz
für eigene Aktivitäten der Besucher und
Besucherinnen und zum Zeitunglesen.
Der Keller kann später auch ausserhalb
der offiziellen Öffnungszeiten sowie für
Anlässe des Contacts und ihm naheste
hender Vereinigungen benutzt werden.
Nach Auskunft Iselis waren die Erfah
rungen mit den Drogenabhängigen
während des dreimonatigen Umbaus so
gut dass die Contact-Leitung der Stif
tung ein ähnliches Vorgehen beim Um
bau der neuen Räumlichkeiten für die
Beratungsstelle an der Monbijoustrasse

70 (neben dem «Emch-Loch») vorschla
gen will.

Was sagen die Altstadtleiste?
Nicht gerade glücklich über das jüngste
Contact-Projekt - dessen Grobkonzept
übrigens schon lange vor der Münster
plattform-Schliessung (im Februar
1985) ausgearbeitet wurde - sind die
Vereinigten Altstadtleiste und der
Münstergass-/Herrengassleist. «Wir
anerkennen zwar grundsätzlich die
wertvolle Arbeit des Contacts im Dro
genbereich», sagt Fritz Gyger Präsident
beider Leiste «erachten aber den Ort für
die neue Anlaufstelle als ungünstig
nachdem sich die Drogenszene erst
kürzlich von hier wieder etwas entfernt
hat.» Solange sich die Szene nur im Treff
und nicht (wie unmittelbar nach der
Münsterplattform-Schliessung) auf der
Gasse abspiele hätten die Leiste aber
nichts dagegen einzuwenden.
Schwierigkeiten wegen der Drogenszene
in der Berner Altstadt schliesst auch Ro
land Stübi nach der Treff-Eröffnung
nicht aus: «Sicher wird es Konflikte und
Diskussionen geben; aber schliesslich
sind Drogen ja auch kein privates son
dern ein öffentliches Problem.»

Contact-Schulprojekt und -Treff (links im Bild) sind am gleichen Ort. (sa)

Stimmen zum Treff von Süchtigen
Anlässlich der Pressekonferenz in der
neuen Anlauf- und Kontaktstelle der
Stiftung Contact Bern an der Mün
stergasse 12 konnten sich auch drei
Drogenabhängige über ihre Arbeit
beim Umbau und über den neuen
Treffpunkt äussern. Nachstehend
einige ihrer Aussagen.
Rene: «Ich habe zwei- dreimal beim
Umbau mitgeholfen. Besonders
schätzte ich hier ohne Leistungsdruck
und ohne dass ständig jemand hinter
mir stand arbeiten zu können. Solche
Arbeitseinsätze erleichtern uns Dro
genabhängigen den Einstieg in die Ar
beitsgesellschaft erheblich.»
Ueli: «Wir Drögeler finden sonst kaum
einen Job. Als Alternativen bleiben uns
nur das Betteln und die Fürsorge. Das

bringt's aber auf die Dauer nicht. Hier
konnte ich wenigstens rasch etwas
Geld verdienen. Im neuen Treff darf
ich mich einfach nur aufhalten und mir
sogar einen Schuss' setzen ohne dass
ich - wie in einer Beiz - riskiere hin
ausgeworfen zu werden.»
Dario: Die Zusammenarbeit mit ande
ren Drogensüchtigen die meine Pro
bleme kennen tat mir gut. Klar hin
und wieder hatten wir Kritz' mitein
ander. Das gemeinsame Mittagessen
stellte mich aber dann jeweils wieder
auf. Wichtig ist nun dass auch wir Ab
hängigen für unseren Treff Verant
wortung tragen. So sollten wir meiner
Meinung nach darauf achten dass in
den neuen Räumen nicht gedealt
wird.»

BERNOktuel '

Richter und Theologen «redeten nur aneinander vorbei»
«Weil sie das Evangelium konsequent befolgten» mussten gestern fünf Theologen wegen Beihilfe zu illegalem Aufenthalt vor dem Berner Strafamtsgericht erscheinen

lkb. Konkret ging es gestern im
Berner Amthaus um illegalen Auf
enthalt (und Beihilfe dazu). Im
Grunde aber prallten zwei Rechts
auffassungen aufeinander.

Arumuguam ist ein Tamile den die
Bundesbehörden Ende Oktober vergan
genen Jahres - zusammen mit 40 ande
ren Asylbewerbern aus Sri Lanka - hät
ten ausschaffen sollen: Sein Asylgesuch
und eine danach eingereichte Beschwer
de waren abgelehnt seine Heimschaf
fung angeordnet worden.
Doch es kam alles anders.
Der abgewiesene Tamile habe wie er ge
stern Richter Paul Kälin versicherte
Angst gehabt und sich deshalb zusam
men mit seiner Familie in die Obhut der
Evangelisch-reformierten Kirchge
meinde Bethlehem begeben. Dort war
Arumuguam und seinen Angehörigen
denn auch geholfen worden - «nicht of
fiziell» von der Kirchgemeinde sondern
«von engagierten Leuten in der Kirchge
meinde», wie der «Bund» damals
schrieb. Die «ökumenische Basisbewe
gung für Flüchtlinge» hatte der fünf
köpfigen Familie in einer leerstehenden
Pfarrwohnung in Bethlehem offenes
Kirchenasyl gewährt und die Kantons
regierung davon in Kenntnis gesetzt.
Nun war die Fremdenpolizei zum Han
deln gezwungen: Da es sich bei diesem
Verstoss gegen das Bundesgesetz über
Aufenthalt und Niederlassung um ein
Offizialdelikt handelte war eine Straf
anzeige unumgänglich geworden.

Fünf Theologen vor Gericht
So mussten gestern neben Arumuguam
und seiner Frau auch fünf Theologen im
Amthaus erscheinen. Zu einer ersten
Einvernahme wie Richter Kälin aus-
drücklich betonte: Es könne sein dass
das Verfahren nach Abschluss der Be
fragungen aufgehoben werde es könne
aber auch sein dass es zu einer Haupt
verhandlung komme.
Während seiner Berner Gastprofessur
hatte der Theologiedozent Peter Eicher
zusammen mit der Familie Arumuguam
in der Bethlehemer Pfarrwohnung ge
lebt. Vor dem Richter gab der eigens aus
Paderborn (BRD) angereiste Eicher nun
zu verstehen dass es sich beim Verfahren
um «einen Irrtum in der Person und der
Sache» handle. Es mute seltsam an dass
man nicht den Delegierten für das

Flüchtlingswesen oder die entsprechen
den Bundesbehörden vor Gericht gela
den habe. Er habe nämlich so der Theo
logieprofessor, durchaus legal gehandelt.Namentlich die bernische Kirchenver
fassung (siehe Kasten) sehe ja vor dass
die Kirche alles Unrecht bekämpfe und
notfalls den staatlichen Behörden anzei
ge, wenn solches bestehe führte Eicher
aus. Es sei bedauerlich dass es dann zu
einer Anzeige komme wenn die Kirche
im Sinn der Kirchengesetzgebung ge
handelt habe.

«Sie alsTheologe ich als Jurist»
Der Ausweisungsentscheid der Bundes
behörden weise schwerwiegende Mängel
auf sagte Eicher. Die vom Uno-Hoch
kommissariat für Flüchtlinge und der
Gefangenenhilfsorganisation Amnesty
International zur Lage in Sri Lanka ge
lieferten Informationen seien nicht be
rücksichtigt worden. Richter Kälin be
tonte, dass er sich nicht auf eine politi
sche Diskussion einlassen wolle («Ich
wäre dem gar nicht gewachsen») son
dern sich streng an das Verfahren zu
halten gedenke. «Schauen Sie: Sie als
Theologe ich als Jurist wir reden nur
aneinander vorbei.» Da dem auch so
war mag folgendes Beispiel zeigen:
Während in Kälins Augen Arumuguams
Wegweisung rechtskräftig gewesen sei
meinte Eicher entschieden dass der Ta
mile zwar «im weitesten Sinn abgewie
sen», die dazu ausgestellte Verfügung je
doch keineswegs als rechtskräftig und
klar betrachtet werden dürfe. Der Theo
logieprofessor glaubt dass bei den aus
führenden Organen Unkenntnis über die
Situation der Flüchtlinge herrsche so
dass Recht übergangen worden sei. Des
halb sollten die Richter Ausschaffungs
entscheide ebenso genau überprüfen
wie die ihm zur Last gelegte Beihilfe zu
illegalem Aufenthalt forderte Eicher
denn: «Wenn der Staat nicht mehr will
dass er von der Kirche auf Gerechtigkeit
aufmerksam gemacht werden darf ist
das ein historischer Irrtum. Und ein gu
ter Widerspruch zwischen der Kirchen
ordnung und den Bestimmungen der
Behörden.»

Asvl&esetz verletzt?
Jacob Schädelin und Conradin Conzetti
beides Pfarrer der Evanglisch-refor-
mierten Kirchgemeinde Bethlehem
machten vor dem Richter geltend dass

bei der tamilischen Familie der im Asyl
gesetz stehende Grundsatz einer «Nicht-
Rückschaffung» im Falle echter Ge
fährdung verletzt worden sei. Spätere
Untersuchungen hätten ja ergeben dass
ein (die Ausschaffung ermöglichendes)
Beziehungsnetz Arumuguams im Süden
von Sri Lanka nicht mehr bestanden
habe.
Die Frage nach «einer gewissen Rechts
widrigkeit» im Handeln der Kirchenleu
te konnte keiner der vorgeladenen
Theologen bejahen. Er sei sich der Ille
galität seines Handelns nicht bewusst
sagte Petrus-Gemeindepfarrer Hans Ul
rich Maurer. Es sei einzig gesetzlich ver
ankerte «Notstandshilfe» gewesen er
klärte Conzetti. Er habe im Auftrag von
Kirchenverfassung und Evangelium ge
handelt, gab Schädelin zu Protokoll. Die
bürgerkriegsähnliche Situation in Sri
Lanka lasse keine Rückschaffung zu gab
Theologiestudent Daniel Ritschard zu
bedenken. Und im Publikum wiederhol
ten gestern einige leise was der bernische
Synodalrat vor einem halben Jahr sagte:
Was die Kirche tat ist gutzuheissen.

Nach der Einvernahme erläuterte Theologe PeterEicher (rechts) am Banquet republicain seinen Standpunkt (chw)

Beurteilung am Banquet republicain
gnb. Die Verhandlung habe bei ihm
einen merkwürdigen Eindruck hinter
lassen, berichtete der Angeklagte Peter
Eicher später am Banquet republicain
im Bürgerhaus. Der Richter habe Fra
gen stellen müssen die angesichts der
ganzen Problematik lächerlich wirk
ten, lächerlich wirken mussten denn:
«Sowohl der Richter wie auch wir wis
sen, dass es sich hier um prinzipielle
Fragen handelt.» Prinzipien deren
Beurteilung nicht in der Gewalt des
Gerichts hege. Deshalb rückten
zwangsläufig Details Nebensächlich-
keiten ins Zentrum der Verhandlung.

«Bestürzt war ich vor allem darüber
dass der Richter offensichtlich die
Bernische Kirchenverfassung nicht
kannte» sagte der Theologieprofessor
Peter Eicher. Im Abschnitt 4 von Arti
kel 2 dieser Ordnung steht: «Die evan-
gelisch-reformierte Kirche des Kan-

tons Bern bezeugt dass das Wort Got
tes für alle Bereiche des öfffentlichen
Lebens wie Staat und Gesellschaft
Wirtschaft und Kultur gilt; sie be
kämpft daher alles Unrecht sowie jede
leibliche und geistige Not und ihre Ur
sachen.» Wenn nun der Staat beginne
kirchliche Aktivitäten nach deren In
halt zu prüfen werde diese Aufgabe
der Kirche in Frage gestellt rügte Ei
cher das Vorgehen des Richters bei der
Einvernahme der Theologen.
Peter Zuber fasste das Dilemma zwi
schen dem ethischen Empfinden der
Angeschuldigten und den Ansprüchen
des Rechtsstaats zusammen: «Nach
meinem Empfinden und nach meiner
Beurteilung ist das Gastrecht ein ele
mentares Menschenrecht. Wenn der
Rechtsstaat dieses Recht einschränkt
beschränkt er ein Menschenrecht sei
ner Bürger und ihrer Gäste.»

Contact will Süchtigen künftig mehr Lehenshilfe anbieten
Berner Stiftung für Jugend- Eltern- und Drogenarbeit stellt Perspektiven zur künftigen Tätigkeit und Drogenpolitik vor - Mehr Verantwortung von Gemeinden gefordert

khb. Die in der Jugend- Eltern-
und Drogenarbeit tätige Stiftung
Contact-Bern ist über die Bücher
gegangen: Ihre neuen Perspektiven
zur Drogenarbeit und Drogenpoli
tik zielen darauf ab die bisher vor
allem abstinenzorientierte Hilfe zu
einer allgemeinen Überlebenshilfe
für Abhängige auszuweiten.
«Die Stiftung Contact fühlt sich ein
Stück weit verantwortlich für die Sucht
arbeit in der Region Bern» sagte der
Präsident des Stiftungsratsausschusses
Marc Wehrlin anlässlich der gestrigen
Vorstellung der neuen Perspektiven.
Deshalb setzte die Stiftung im Anschluss
an eine Tagung zum Thema Drogenpolitik im Sommer 1986 auch eine Arbeits
gruppe ein welche die Ziele und
Schwerpunkte für die künftige drogen
politische Arbeit der Stiftung erarbeiten
sollte. Diese bis 13. März 1987 von Ro
land Stübi und danach von Ruedi Signer
geleitete Gruppe aus Vertretern der der
Stiftung angeschlossenen Gemeinden
Facharbeitern und Mitarbeitern des
Contact-Teams hat nun ein Thesenpa
pier erarbeitet das gleichzeitig als Öf-

fentlichkeitsarbeit gegen aussen ver
standen sein will (vgl. Kasten). Die
neuen Contact-Perspektiven wurden
denn auch den Berner Regions
gemeinden zur Vernehmlassung ge
schickt.

Mehrere Faktoren für Sucht
Bei der Erarbeitung ihrer Thesen sei die
Arbeitsgruppe davon ausgegangen dass
immer mehrere Faktoren (Persönlich
keit, aktuelle Lage Zukunftsperspekti
ven, gesellschaftliches Umfeld Angebot
an verfügbaren Drogen) zusammenwir
ken müssten damit ein Mensch drogen
abhängig werden könne erklärte Con-
tact-Leiter Ruedi Signer. Die heutige
drogenpolitische Situation sei geprägt
von einer isolierten Betrachtung der ille
galen Drogen einer Individualisierung
des Problems einer Hilflosigkeit bzw.
Überforderung verschiedener Stellen im
Umgang mit Drogenabhängigen ver
schärften strafgesetzlichen Massnahmen
gegen die Konsumenten und vom feh
lenden Verständnis für die grösseren
Zusammenhänge der Drogenproblema
tik.
Neu an den Contact-Perspektiven 1987
ist laut Signer die Abkehr vom bisheri-

gen «Angelpunkt» der Stiftungsarbeit
der Suchtabstinenz. Diese sei künftig nur
noch ein möglicher Schritt dem zahlrei
che Schritte auf anderen Ebenen voran
gehen müssten. Namentlich im Bereich
der Überlebenshilfe möchte das Contact
(in Zusammenarbeit mit den Gemein
den) aktiver werden. Ruedi Signer: «Es
kann niemandem gleichgültig sein wenn
ein Süchtiger gleichzeitig arbeitslos ob
dachlos, kriminell und krank wird.»

Zwei «Drogen-Profis»: Rolf Meerstetter vom Contact-Beratungsteam
(links) und Contact-Leiter Ruedi Signer. (chw)

HöhereMotivationsschwelle
Bedeuten die neuen Tätigkeitsschwer
punkte eine Abkehr von der bisherigen
Contact-Arbeit weil diese der heutigen
Drogensituation nicht mehr angepasst
ist? Rolf Meerstetter Mitarbeiter im
Contact-Beratungsteam: «Sicher haben
die Perspektiven Korrekturcharakter;
sie bedeuten aber gleichzeitig auch eine
Weiterführung unserer bisherigen Tä
tigkeit.» So habe die Arbeit auf der Gas
se gezeigt dass die Motivationsschwelle
für die Süchtigen mit dem Contact zu
sammen eine Abstinenztherapie zu be
ginnen, zunehmend höher geworden sei.
Zudem hätten die Gassenarbeiter ge
merkt, wie stark die Abhängigen vor
einer solchenTherapie Lebenshilfe nötig

gehabt hätten. «Mit den Drogen müssen
wir leben» ist Meerstetter überzeugt.
«Wir müssen die Süchtigen dort beglei
ten, wo sie sind und ihr weiteres Absin
ken verhindern.»
Dass das Contact-Thesenpapier in den
Gemeinden auf Widerstand stossen
wird sind sich die beiden Gemeindever
treter und Stiftungsratsmitglieder in der
Arbeitsgruppe Almuth Schibier (Ge-
meinderätin in Frauenkappelen) und
Hans-Jürg Sieber (Gemeinderat in Itti-
gen) bewusst. Das Papier solle den Ge
meinden ja auch Denkanstösse geben
sich fundiert mit dem Drogenproblem
auseinanderzusetzen und es nicht mehr
länger an Spezialinstitutionen zu dele
gieren. Almuth Schibier erhofft sich da
von, dass in den Gemeinden vermehrt
Wohn- und Arbeitsprojekte für Süchtige
durchgesetzt werden können und sich
auch die Schulen vermehrt mit dem
Drogenproblem auseinandersetzen.

Undder «Berner Drogenbericht»?
Bereits im September 1986 hat die städ
tische Fürsorge- und Gesundheitsdirek
tion in einem Drogenbericht gangbare
Wege für eine neue Drogenpolitik auf
gezeigt. Zu diesem Bericht hat der Ge
meinderat bis heute noch nicht Stellung

genommen. Nach Auskunft von Henri
Huber Direktionssekretär der Fürsorge-
und Gesundheitsdirektion konnte in
zwischen in Gesprächen mit der Polizei
direktion eine gemeinsame Ebene ge
fundenwerden so dass der Gemeinderat
voraussichtlich noch im Juni seine Stel
lungnahme zum Drogenbericht (zusam
men mit der Antwort auf eine Interpel
lation von Stadtrat Ueli Brönnimann jb)
wird abgeben können.

Lehnen sich die Contact-Perspektiven
an die Vorschläge im städtischen Dro
genbericht an? Dazu Ruedi Signer der
selber am «Berner Drogenbericht» mit
gearbeitet hat: «Unsere Forderungen
nach der Entkriminalisierung gehen
weiter als im städtischen Bericht.» Tat
sächlich wird im Bericht der Fürsorge-
und Gesundheitsdirektion lediglich
festgehalten die Bestrafung von Dro
genkonsumenten sei «aus einer liberalen
Weltanschauung heraus nicht haltbar»
und nur ein Strafverfolgungsverzicht für
Konsumenten «weicher» Drogen ange
regt - Meinungsäusserungen die den
Berner Polizei- und Justizbehörden of
fensichtlich schon zu weit gehen. Die Ju
stiz hegt zudem Bedenken gegen eine er
leichterte Methadonabgabe.

Fünf Contact-Thesen zur Drogenarbeit und -politik
Gemäss ihren neuen Perspektiven zur
kurz- und mittelfristigen Drogenarbeit
und -politik will sich die Stiftung Con
tact-Bern künftig in den drei Bereichen
Lebens- und Überlebenshilfe für Ab
hängige, präventive Massnahmen und
abstinenzorientierte Hilfen und Thera
pien engagieren. Dabei wurden folgen
de fünf Thesen aufgestellt:
G These t: Neuer Schwerpunkt Bisher
stand der Aufbau abstinenzorientierter
Hilfen und Therapien im Vordergrund.
Damit erreichen wir aber nur einen
kleinen Teil der zu einem bestimmten
Zeitpunkt Abhängigen.
Der Bereich der Überlebenshilfe für Ab
hängige soll für die nächsten Jahre zum
Schwerpunkt werden.
G These 2: Akzeptieren und integrie
ren. Zur Sucht gehört dass Abhängige
in einem gewissen Abschnitt ihres Le
bens nicht auf die Droge verzichten
können bzw. wollen. Es ist wichtig dass

sie diese Phase gesundheitlich und so
zial mit möglichst geringen Schäden
überstehen.
Abhängige haben Anrecht auf ein men
schenwürdiges Leben.
Dazu einige konkrete Ziele bis 1988: je
drei Wohn- und Arbeitsprojekte in Ge
meinden, freie Spritzenabgabestellen
Massnahmen bezüglich Aids Metha-
donabgabestellen in der Region Si
cherstellung der dezentralen Gesund
heitsversorgung der Abhängigen.
• These 3: Entmystifizierung. Die Hil
fe für Abhängige darf nicht nur an Spe
zialisten und Fachinstitutionen dele
giert werden. Die bestehenden sozialen
Netze und Strukturen in den Gemein
den müssen vermehrt beigezogen und
allenfalls unterstützt werden.
Drogenprobleme sind normale menschli
che Probleme.
• These 4: Entkriminalisierung. Der
Missbrauch von heute legalen und ille-

galen Drogen ist gesellschaftlich sozial
und gesundheitlich nicht wünschens
wert. Das heutige Betäubungsmittelge
setz schafft aber mehr Probleme als es
löst.
Der Konsumsowie der Erwerb und Besitz
zum Eigenkonsum der heute verbotenen
Drogen muss wie der Konsum anderer
Drogen straffrei werden. Die Abgabe der
Drogen ist staatlich zu regeln und zu
kontrollieren.
• These 5: Verstärkte Prävention.
Drogenprävention darf nicht nur die
Vermeidung von Drogenkonsum/ Ab
hängigkeit im Auge behalten. Vorran
giges Ziel müssen zufriedenstellende
Lebensbedingungen als Ganzes und das
Vorhandensein der individuellen Fä
higkeit zum Umgang mit den erhältli
chen Suchtmitteln sein.
Prävention muss vor allem die sogenannt
drogenunspezifischen Massnahmen zur
Reduktion der Nachfrage beinhalten.

BERN

Wo Süchtige ohne Stress sich selbst sein dürfen
Seit Juni 1986 betreibt das Contact-Bern an def Münstergasse 12 einen Fixertreffpunkt ein Projekt in der gesetzlichen «Grauzone»

khb. Nach gut einem Jahr ist die
Contact-Anlaufstelle an der Mün
stergasse 12 zu dem geworden was
sie sein sollte: ein (zu) gut besuch
ter Treffpunkt für die Drogensze
ne. Ihre Notwendigkeit wird nur
von wenigen bestritten. Der
Standort des Treffs aber stösst -
vorab bei den Nachbarn - auf wenig
Gegenliebe.
Jeden Abend besuchen durchschnittlich
30 bis 60 Personen (vorwiegend Fixer im
Alter von 16 bis 25 Jahren) das immer
von zwei Contact-Mitarbeiterinnen und
-Mitarbeitern betreute Lokal im ehe
maligen «Wärchlädeli». «Die Nachfrage
hat unsere Erwartungen rasch übertrof
fen», sagt Contact-Leiter Ruedi Signer.
Namentlich im langen Winter sei der
Raum fast aus den Nähten geplatzt. Aus
personellen Gründen und wegen der zu
erwartenden Sogwirkung sei aber trotz
dem keine Ausdehnung der heutigen
Öffnungszeiten (Dienstag bis Freitag
von 17 bis 21 Uhr) geplant.
Das Projekt mit der Anlauf- und Kon
taktstelle an der Münstergasse 12 ist das
konkrete Ergebnis einer Neuorientie
rung der gesamten Arbeit der Stiftung
Contact-Bern für Jugend- Eltern- und
Drogenarbeit in der Region wie sie auch
in den unlängst der Öffentlichkeit vor
gestellten Perspektiven der Organisation
(vgl. «Bund» vom 11.6.) zum Ausdruck
kommt: Statt wie bisher vor allem absti
nenzorientierte Hilfe sollen Süchtige
vermehrt auch Überlebenshilfe während
ihrer Abhängigkeit erhalten.

Projekt in der «Grauzone»
Als die Stiftung den Treff (ursprünglich
als Anlaufstelle für die Drogenszene auf
der Münsterplattform vorgesehen) am
20. Juni 1986 nach eingehender Vorbe
reitung der Nachbarn eröffnete ging sie
bewusst ein kalkuliertes Risiko ein.
Denn: Auch den Treffbetreibern war
von Anfang an klar dass in der Anlauf
stelle Drogen konsumiert werden wür
den; nur den Drogenhandel wollten sie
verbieten. Nun ist vom Gesetz her zwar
nicht der Drogenkonsum an sich straf
bar, jedoch der Drogenbesitz. Und wer
Drogen konsumiert muss sie logischer
weise vorher auch besessen haben. So
gesehen ist der Berner Treffpunkt der
Drogensüchtigen - übrigens ein schwei
zerisches Pilotprojekt - ein Ort in der ge-

j
setzlichen «Grauzone».

I Tatsächlich sei das
Verlangen

der Süch

tigen, an der Münstergasse 12 fixen zu
dürfen nach der Eröffnung des Treffs
«unerwartet rasch» gekommen gesteht
Marc Wehrlin Präsident des Contact-
Stiftungsrats. Gegenwärtig werden an
der Münstergasse 12 pro Abend bis zu
200 (Einweg-)Spritzen abgegeben.
Wehrlin wehrt sich aber dagegen das
Lokal sei ein «rechtsfreier Raum». Im
Gegenteil: Die Anlaufstelle sei heute
eine weitherum anerkannte Dienstlei
stung, «die man nicht einfach vom Tisch
wischen kann». Anders als Contact-Lei
ter Ruedi Signer ist er deshalb auch nicht
sonderlich überrascht dass die Einrich
tung nach über einem Jahr noch existiert.
Dadurch dass Drogenabhängige an
einem kontrollierten Ort «drücken»

i könnten werde ihr Stress sowie die Ge

fahr von Überdosen verringert und Ge
währ für «sauberen» Stoff geboten be
gründet der Contact-Stiftungsratspräsi-

: dent die
Notwendigkeit

des
Süchtigen-

Treffs. Und er fährt fort: «Schliesslich
können wir doch diese Leute nicht ein-

I fach ihrem Elend überlassen!»

Heikles Problem für Polizei
Ein heikles Unterfangen ist das Projekt

Münstergasse 12 für die Polizeidirektion
und insbesondere für die Stadtpolizei.
«Wir haben der Contact-Leitung von
Anfang klargemacht dass an der Mün
stergasse 12 kein rechtsfreier Raum ge
duldet werde» betont der Berner Poli
zeidirektor Marco Albisetti. Solange sich
aber dort Süchtige unter medizinischer
Obhut (Albisetti: «Und darauf müssen
wir bestehen!») Drogen spritzten sei der
Treff eine «legale Einrichtung».
«Unsere Philosophie deckt sich nicht mit
jener des Contact» stellt der stellvertre
tende Kommandant der Stadtpolizei
Armin Amherd klar. Gesetzlich Aufga
be der Polizei sei es den Drögelern den
Erwerb und Konsum des Stoffs mög
lichst zu erschweren. Trotzdem haben
die Stadtpolizisten den Süchtigen-Treff
bis jetzt unbehelligt gelassen und sich auf
Personenkontrollen auf der Gasse be
schränkt. Armin Amherd: «Wir wissen
dass im Treff gefixt wird. Doch haben
wir bisher keinerlei Beweise dass dort
auch mit Drogen gehandelt wird.» Auf
grund von Briefen von Altstadt-Laden
besitzern und der Leiste bestünden al
lerdings Anhaltspunkte dass auf der
Gasse vor dem Lokal gedealt werde.
«Diesen Hinweisen gehen wir zurzeit
nach» versichert der Polizeikommissär.
Selbst wenn sich die Vermutungen als
wahr erweisen sollten könnte die Polizei
von sich aus den Süchtigen-Treff nur
vorübergehend (während der Ermitt
lungen im Verlauf eines Strafverfahrens)
schhessen da das Lokal privat ist. Und
solche Räume dürfen die Polizeibehör
den (wie übrigens auch Wohnungen) nur
mit Zustimmung des Mieters oder in
Fällen besonderer Dringlichkeit bzw.

Gefährlichkeit mit und ohne richterliche
Genehmigung betreten.

In Ruhe einen Kaffee trinken : Auch das können Süchtige in der Contact-Anlaufstelle an der Münstergasse 1 2. (sa)

Klage gegen Contact-Mitarbeiter
Im Gespräch mit dem «Bund» versi
cherte Armin Amherd die Polizei habe
nichts gegen den Süchtigen-Treff. Im
vergangenen Oktober hat sie aber gegen
einen damaligen Contact-Leiter und
einen Mitarbeiter des Treffs Strafklage
eingereicht. Grund: Die beiden hatten
an einem Seminar für Drogenfachleute
am Gottlieb-Duttweiler-Institut in
Rüschlikon bzw. in einem Interview mit
Radio DRS 3 erwähnt dass an der
Münstergasse 12 Fixen toleriert werde.
Und das erachtet Kommissär Amherd
als Verstoss gegen eine Bestimmung im
Betäubungsmittelgesetz wonach sich
u. a. strafbar macht wer eine «öffentli
che Gelegenheit zum Erwerb oder Kon
sum von Betäubungsmitteln bekannt
gibt».

«Dieses Verfahren ist ein aufgelegter
Blödsinn!» kommentiert dagegen Für
sprecher Marc Wehrlin die Strafklage.
Die beiden Contact-Mitarbeiter hätten
die umstrittenen Äusserungen lediglich
im Zusammenhang mit der Information
über das «hohe gesundheitspolitische
Ziel» des Treffs nämlich die Süchtigen
zu schützen gemacht und nicht um sie
zum Fixen zu animieren. Zu einer ähnli
chen Beurteilung kamen auch die Berner
Untersuchungsrichter die auf die An
klage nicht eintreten wollten auf Wei
sung von Generalprokurator Vinzenz
von Steiger aber dennoch eine Befragung
der beiden Contact-Mitarbeiter durch
führen mussten. Zurzeit liegt die Straf
klage wieder beim Generalprokurator.

Den Treff lieber nicht länger in der un
teren Altstadt sähe der Präsident der
Vereinigten Altstadtleiste und des Mün-
ster-/Herrengassleists Fritz Gyger.
«Dieses Lokal gehört nicht in eine ver
schlafene Altstadtgasse sonderiT an
einen gut frequentierten Ort» findet er.
Namentlich im vergangenen Winter
habe es um den Treff herum wieder ver
mehrt Probleme mit Süchtigen gegeben.
Insbesondere das benachbarte Sportge
schäft von Markus Ryffel («Ryffel-
Running») habe darunter leiden müssen.
Ende Juni haben die Leiste in Briefen an
die Hausvermieterin der Münstergasse
12 (die Zunft zu Schuhmachern) und an
die Polizei ihre Sorge ausgedrückt die
Drogenszene könnte sich (wie vor der
Plattformschliessung) wieder in der Alt
stadt niederlassen - eine Befürchtung
die sich nach Auskunft von Polizeidi
rektor Albisetti «bis jetzt nicht bewahr
heitet hat».
Im Frühling und Frühsommer haben
sich die Betroffenen mehrmals zu Ge
sprächen getroffen. Dabei haben die
Treffnachbarn von der Polizei verstärkte
Kontrollen rund um das Contact-Lokal
verlangt. Ende Juli hat der Contact-Stif-
tungsratsausschuss von sich aus be
schlossen, das Projekt für einen zweiten
ähnlichen Treff voranzutreiben (vgl. Be
richt erste Seite). Auf diese Weise könn
ten die heute beschränkten Öffnungs
zeiten des Treffs ausgedehnt werden
begründet Marc Wehrlin die Suche nach
einer auch von der Sanitätspolizei und
den Leisten erwünschten zweiten Dro-
gensüchtigen-Anlaufstelle. Für die Stif
tung gegenwärtig nicht zur Diskussion
stehe hingegen die Schliessung des Lo
kals in der Altstadt.

Die Münstergasse 12: Eine andere Welt

Von unserem Mitarbeiter
Kurt Hediger

Es ist ein lauer Sommerabend an dem
ich mich auf den Weg an die Münster
gasse 12 mache. In das eher düstere Lo
kal einzutreten kostet mich einige
Überwindung. Ehrlich gesagt würde
ich jetzt viel lieber irgendwo im Freien

sitzen und ein Bier trinken. Zusammen
mit Contact-Leiter Ruedi Signer fällt
mir der belastende Schritt jedoch leich
ter.

?
Wer als Außenstehender die Räume
des ehemaligen «Wärchlädelis» betritt
spürt sofort: Hier ist eine andere Welt
hier gelten andere Gesetze. Von den re
gelmässigen Treffbesuchern werde ich
sogleich als Fremder als Eindringling
erkannt und entsprechend behandelt.
«Hesch mer es Füfzgi für es Coca?»
fragt mich eine junge Frau an der Bar
noch bevor ich mich im Raum über-

haupt richtig umsehen kann. Natürlich
erfülle ich der Drögelerin den Wunsch.

?
An diesem Abend hat es vorerst nur
wenig Leute in der Anlaufstelle. Viel
leicht zwei drei Süchtige sitzen - mit
scheinbar leerem Gesichtsausdruck und
momentan kaum ansprechbar - an
einem der kleinen Tischchen; ein junger
Mann diskutiert mit der Contact-Mit-
arbeiterin hinter der Bartheke. In einem
kleinen Raum nebenan setzen sich etwa
drei Fixer ohne Stress einen «Schuss» -
mit einer der Spritzen die zusammen
mit Kondomen in einem Behälter gleich
neben der Eingangstür zur freien Ver
fügung stehen.

?
Plötzlich fällt mir das ständige Kom
men und Gehen im Treff auf. Nur selten
wirft jemand einen Blick auf die bü
cherähnlichen Informationstafeln an
der Wand auf denen nützliche Adres
sen für Süchtige aufgelistet sind; auch
das Telefon in der Ecke bleibt unbe-

nutzt. Trotz der gewissen Hektik kom
men mir die Süchtigen hier drinnen
deutlich weniger gehetzt vor als auf der
Gasse.

?
Gegen 19 Uhr füllt sich der Treff lang
sam, denn an diesem Abend ist eine der
monatlichen Benützerversammlungen
an denen sich die Süchtigen zusammen
mit den Contact-Betreuerinnen und
-Betreuern über ihre Probleme ausspre
chen können. Da möchten sie lieber un
ter sich sein hat mir Ruedi Signer schon
vor unserem Besuch gesagt. Ich respek
tiere diesen Wunsch und verlasse das
Lokal wieder. Zurück bleibt eine Be
troffenheit über das Gesehene ja sogar
eine gewisse Hilflosigkeit gegenüber
einem gesellschaftlichen Problem mit
dem wir leben müssen - ob wir wollen
oder nicht.

?
Ich bin froh dass ich mich darüber
nachher bei einem Bier mit Ruedi Sig
ner aussprechen kann.

Die Plattform
adb. Seit dem 5. Mai dieses
Jahres ist die Berner Münster- :

Plattform wieder geöffnet - und '

die Drogenszene anderswo.
«Man kann es schon so sagen: Auf ¦

der Plattform gibt es keine Drogen
szene mehr.» So sagt es Jürg Tschan
nen, der das Plattform-Restaurant ;

führt und somit einen guten Über- ;

blick über das Geschehen rund ums j

Bemer Münster hat.
Tatsächlich: Zurzeit sieht man auf j
der «Pläfe» vor allem Touristinnen
und Touristen Kinder Arbeiter - die j
im noch für einige Zeit abgesperrten j
Teil die Stützmauer sanieren - und ;

Altstadtbewohner(innen). Jürg i

Tschannen: «Die Plattform ist wie- j
der ein Treffpunkt für die Leute aus !

der Altstadt und der Matte.»
;

Das war nicht immer so: In den ver- j

gangenen Jahren hatte sich ein gros- ;

ser Teil der Berner Drogenszene im i

Park niedergelassen die Polizei :

sprach gar davon er sei zu einem «in- i
ternational bekannten Drogenum-
schlagplatz» geworden. Es kam zu
Razzien die Öffnungszeiten wurden j
eingeschränkt Securitas-Wächter '

beaufsichtigten den Ort - am 16. No-
'

vember 1985 war's soweit: Die Anla- ;

ge wurde bis auf einen kleinen j
Durchgang zum Mattelift mit Bret- ;

tern verbarrikadiert. Der Gemeinde- ;

rat gab zu die weiträumige Ab- |

schrankung werde nicht nur im Zu-
j

sammenhang mit den Sanierungsar- j
beiten an den Stützmauern errichtet; \
man wolle mit dieser Massnahme "

'
auch die Drogenszene zersplittern j

«Kein Drogenplatz mehr»
Offensichtlich ist dies gelungen. ;

Auch wenn gestern Drogenutensilien
'

in der Männer-Toilette der Plattform
lagen kann dennoch gesagt werden .

dass kaum mehr (insbesondere harte) |

Drogen konsumiert und noch weni- j
ger gehandelt werden. «Die Platt- 1

form ist heute kein Drogenplatz ;

mehr» sagt Armin Amherd von der ;

Stadtpolizei.
Dafür beschlagnahmte sie auf der s

Kleinen Schanze während einer Raz
zia am 13. August «mehrere hundert
Gramm Rauschgift». Und wer mit -

offenen Augen durch Berns Innen
stadt geht merkt rasch einmal dass

• die Drogenszene stadtaufwärts neue j

s Treffpunkte gefunden
hat.

• «Es wäre widersinnig
zu meinen das

:

Drogenproblem sei jetzt gelöst. Aber 1

es zeigt sich nicht mehr so deutlich in :

der unteren Altstadt worüber wir 1

natürlich sehr froh sind. Denn wir
haben jahrelang darunter gelitten -
wir sind gebrannte Kinder» meint ¦

Fritz Gyger Präsident des Münster- »

gass-/ Herrengassleists und zugleich '

der Vereinigten Altstadtleiste. }

«Die Plattform beleben»
Eine leistinterne Arbeitsgruppe ar- •

beitet zurzeit an einem Konzept wie
die Plattform belebt wie sie «wieder
zum Begegnungsort für jung und alt»
(Gyger) werden kann. Dabei gehe der t

Leist bewusst in kleinen Schritten
vor baue die Plattform «süüferli»
auf. Im September sollen die Vor
schläge - kulturelle Belebung Kin
derspielplätze, Sportgeräte usw. -
vorgestellt werden.
Dass man die (seinerzeit heftig um- ;

strittene) Schliessung und Wieder- '

eröffnung für einen Neuanfang zu ;

nutzen versucht zeigt auch der Ber- ;

ner Altstadtsommer. «Ganz be-
wusst» so der für das Programm ver-
antwortliche Nikiaus Tüller «lassen
wir insgesamt etwa acht Veranstal
tungen auf der Münsterplattform

'

stattfinden.» !

Fehlende Brücken zwischen Polizei und Betreuerorganisationen

Drogenarbeit koordinieren
khb. Polizei und Betreuungsdien
ste: Sie beide sind im Drogensek
tor tätig aber auf verschiedenen
und heute kaum auf einen Nenner
zu bringenden Ebenen.

Wie schwierig es wegen der unterschied-
liehen Zielsetzungen ist zwischen der
polizeilichen Drogenbekämpfung und
der Drogenarbeit der Betreuungsdienste
Brücken zu schlagen zeigte eine Po
diumsdiskussion des Jungen Bern im
Käfigturm (vgl. Bericht erste Seite). An
dem von Toni Koller (Radio DRS) ge
leiteten Gespräch nahmen Christoph
Hoffmann (Kommandant der Berner
Stadtpolizei) Kurt Messerli (Chef des
Betäubungsmitteldiensts der Stadtpoli
zei), Ruedi Signer (Leiter des Contact-
Bern) und Martin Rufer (Mitglied des
Leitungsteams der Therapiegemein
schaft «Zum Schlüssel» Detligen) teil.
Kommandant Hoffmann betonte die

Polizei betreibe keine Drogenpolitik
sondern vollziehe bei ihrer Drogenbe
kämpfung schlicht das Gesetz. Dabei
könne sie - ebensowenig wie in anderen
Bereichen - «rechtsfreie Räume» tole
rieren. Erschwert werde die Polizeiarbeit
durch die vor allem in den letzten zwei
bis drei Jahren «verheerende» Zunahme
der auf dem Markt erhältlichen Drogen
sagte Drogenfahnder Messerli.

Contact-Leiter Signer bedauerte dass
die Polizei sich bildende Drogenum-
schlagplätze immer wieder zerstreue und
dadurch die Arbeit der Betreuungsdien
ste erschwere. Von den Behörden for
derte er mehr Freiräume für die in der
Drogenarbeit tätigen Institutionen. Bei
de Seiten Polizeivertreter und Drogen
betreuer, wünschten sich eine besser ko
ordinierte Drogenpolitik. Zentrale Vor
aussetzung für Veränderungen in diesem
Bereich sei allerdings eine allgemeine
Betroffenheit über das Drogenproblem
meinte Diplompsychologe Rufer.

SUISSE

TELEX
Visite du No 1 de l’Uruguay

Prochainement à Genève
…

Le

président
uruguayen

Julio

Sanguinetti entamera mardi pro
chain une tournée européenne de

vant le conduire successivement à
Genève, Bruxelles, Léningrad et
Moscou, à indiqué hier à Berne
l'ambassade d'Uruguay. À Genève,
M. Sanguinetti effectuera notam
ment une visite au siège du GATT
(Accord général sur les tarifs doua
nierset le commerce) et rencontrera
le chef du Département fédéral des
affaires étrangères René Felber. La
rencontre avec M. Felber à été orga
nisée à la demande de M. Sangui
netti, a précisé l'ambassade d'Uru
guay. Elle féra suite à la visite, mer
credi en fin d'après-midi, du siège
du GATT par le président uru
guayen. (ATS)

TV alémanique
Emission maintenue

La Télévision alémanique va
maintenir «Aktenzeichen XY»,
l'émission qui invite une fois par
mois depuis 20 ans la population
parlant allemand à jouer les com
mnissaires à propos de cas non éluci
dés. La direction régionale de la
télévision DRS s'est engagée hier à
l'unanimité en faveur de l'_émission
que la commission des program
mes envisageait de supprimer. De
nombreuses personnes s'étaient
mobilisées ces derniers temps pour
le maintien d'une des émissions les
plus populaires en Suisse alémani
que. La conférence des comman
dants de police cantonale a été la
première à intervenir auprès du di
recteur général de la SSR Antonio
Riva. La disparition de l'émission
priverait la police d'un instrument
important dans la lutte contre la cri
minalité, estime-t-elle. Le quoti
dien «Blick» à par la suite orchestré
une campagne de protestation po
pulaire. (ATS)

Pénitencier de Bochuz

Toujours en grève
Le travail n'a pas repris au péni

tencier de Bochuz, où les détenus,
en grève depuis mardi, sont tou
jours maintenus en cellule, Les au
«torités espèrent cependant réussir à
débloquer la situation la semaine
prochaine. Dès lundi, la direction
du pénitencier établira un contact
avec une délégation que les détenus
auront désignée durant le week
end, a indiqué hier le chef du ser
vice pénitentiaire Alessandro Pe
drazzini. 219

Présidence du PRD

Hunziker remet ça
Le conseiller aux Etats argovien

Bruno Hunziker a annoncé hier au
comité directeur du Parti radical
démocratique suisse (PRD) qu'il
était disposé à accepter une réélec
tion à la présidence du parti, à indi
qué ce dernier. Il occupe cette
charge depuis 1984. Conformé
ment aux statuts, le congrès du
PRD élira durant la seconde moitié
du mois d'avril les organes diri
géants du parti pour une nouvelle
période. (ATS)

Prévention contre la drogue

Berne progressiste
Le Parlement de la ville de Berne

soutient largement une politique
progressiste de prévention contrela
drogue, comme l'ont démontré
jeudi soir les débats portant sur une
interpellation du «Junges Bern».

|Dans sa réponse, l'Exécutif de la
ville défendait un renoncement
partiel à la politique traditionnelle
de répression contre la drogue. Sui
vant cette réponse, les drogués ne
devraient plus être tout à coup cou
pés de la consommation de drogue;
bien plus, l'Exécutif veut encoura
ger la distribution de seringues pro
pres et de préservatifs, ainsi que
l'accès à la méthadone comme dro
gue du substitution. (ATS)

CONSEIL
NATIONAL

Les dépassements de vitesse suffisamment réprimés

Histoire du singe et du rasoir
Rouler trop vite, c'est mettre en danger la vie d'autrui. Tout le monde est d'ac

cord. Mais la répression contre les dépassements de vitesse est assez sévère.
L'indépendant bernois Paul Günter, qui voulait aggraver les peines pour cette
infraction, n'a pas eu gain de cause l'autre jour au Conseil national. « La justice est
aveugle, a dit à ce propos le conseiller national Bernard Rohrbasser (UDC, Fri
bourg), et c'est tant mieux; mais une justice sommaire, c'est un peu le rasoir dans
la main d'un singe, il blesse aussi bien celui qui s'en sert que celui qui est rasé».

Le médecin bernois Paul Günter
voulait, mercredi soir au Conseil na

tional, frapper un grand coup contre
les automobilistes qui roulent trop
vite. Il pensait aux milliers de blessés et
aux centaines de morts sur nos routes.
Il demandait notamment le retrait de

permis à partir d'un dépassement de
15 km/h dans les localités et de 25
km/h en dehors. Les amendes aussi
devaient être augmentées.

Conséquences graves
Le préfet de la Veveyse, Bernard

Rohrbasser, a mis tout de suite tout le
monde à l'aise en disant qu'il n'avait
pas de permis dé conduire et qu'il ne

pouvait donc pas être accusé de partia
lité! Mais il connaît la musique puis
qu'en tant que préfet, il rend entre 500
et 600 ordonnances pénales par année.

Le dépassement de vitesse coûte assez
cher: dans le canton de Fribourg, on
arrrive, pour un dépassement de 30
km/h, à des amendes de 600, voire 700
francs (sans les frais!). Quant au retrait
de permis, légal à partir d'un dépasse
ment de 30 km/h,, il peut avoir des
conséquences graves. Un ouvrier ou
un représentant qui doit gagner sa vie
avec sa voiture, se fera licencier s'il est
privé de son permis pour une année.

«Ce seront certainement des chômeurs
que nous ferons, et, qui plus est, des

gens révoltés», a conclu le parlemen
taire fribourgeois.

La proposition de Paul Günter a été
rejetée par 84 voix contre 22. M'ms
Kopp avait rappelé auparavant qu'un
retrait de permis est possible, actuelle
ment, pour un dépassement de 15
km/h déjà, selon les circonstances. Le
retrait n'est cependant obligatoire que
si la vitesse maximale imposée est dé
passée de 30 km/h. Cette pratique des
cantons a été confirmée nar le Tribunal
fédéral. rh

Paul Günter (AdI): une proposition au
tiroir. Wilder

Retraits de permis: jeunes sanctionnés
Près de 60 000 mesures administra

tives ont été prises l'année dernière en
Suisse contre des usagers de la route.
Les quatre cinquièmes d'entre elles
consistaient en un retrait de permis
pour voiture, moto ou Vélomoteur, et le
reste en refus de permis. interdictions
de circuler ou obligations diverses
d'examens de conduite ou de consulta
tion médicale.

Selon le Département fédéral de jus
tice et police, les retraits de permis ont,
une fois de plus, été motivés principa
lement par l'état d'ébriété (39,4 %),
l'excès de vitesse (28,1 %), les fautes de
circulation (17,1%) et l'inattention

(5,7 %), Près des deux tiers (63,2 %) des
personnes sanctionnées par un refrait
de permis étaient âgées de moins de 34
ans = dont 32,1 % pour la seule classe
de 18-24 ans. La proportion des per
sonnes punies diminue approximati
vement de moitié, pour chaque tran
che d'âge de dix ans. Ainsi, la propor
tion des sanctions tombe-t-elle
45,7% pour la tranche 20-29 ans à
22,4 % pour la tranche 30-39 ans.
Tous motifs confondus, la durée des

retraits, dans un gros tiers des cas
(38,5 %), n'a été que d'un mois. Elle a
été de 2 ou 3 mois pour 30,4 % des

conducteurs et de plus de 4 mois pour
31,4% d'entre eux. La proportion des

retraits définitifs ou pour une durée
indéterminée s'est élevée à 7,5 %. Les
variations par rapport à 1986 ont été
très faibles.

La durée des retraits de permis pour
ébriété ou alcoolisme n'a pas dépassé 4
mois dans 58 % des cas. Dans 21 % des

cas, cependant, elle a atteint douze
mois ou plus. Toujours au chapitre des
retraits de permis dus ‘à l'alcool, la
classe d'âge 19-29 ans vient en tête
avec une proportion de 34,9 %, Sui
vent les 30-39 ans avec une part de
27,9% et la catégorie des 40-49 ans
avec 21.2 %.

:
(AP)

Malgré les mesures contre la pollution de l’air

Pessimisme de rigueur
Un rapport intermédiaire du bureau

d'ingénieurs Elektrowatt SA, publié
vendredi par le Département fédéral de
l'intérieur, fournit une première ana

lyse des mesures proposées pour ré
duire la pollution de l'air. Il en ressort
que ni les mesures proposées par les
cantons ni les 54 mesures proposées
par le Parlement fédéral ne suffiront à
combler les lacunes apparues dans la
stratégie de lutte contre la pollutin de
l'air au sujet des émissions d'oxydes
d'azote et d'hydrocarbures. Le résutlat
définitif de ces études est attendu pour
l'été prochain.

En septembre 1986, le Conseil fédé
ral avait publié un rapport qui fixait
des limites maximales pour les émis
sions de trois substances: l'anhydride
sulfureux (SO2), les oxydes d'azote
(NOx) et les hydrocarbures (HC). Il
s'agit de revenir, d'ici à 1990, au ni
veau de 1950 pour le SO2, et d'ici à
1995 au niveau de 1960 pour le NOx et
les HC. Les mesures prises à ce jour
permettront d'atteindre cet objectif
pour l'anhydride sulfureux, mais pas
pour l'oxyde d'azote ni pour les hydro
carbures. Les Chambres fédérales ont
donc demandé des mesures supplé
mentaires et en ont elles-mêmes pro
posé 54. Le bureau d'ingénieurs Elek
trowatt a été chargé d'étudier l'effica
cité de ces mesures, en incluant dans

ses travaux les mesures prévues par les
cantons (concernant par exemple la
circulation en agglomération).
Selon le rapport du Conseil fédéral

de 1986, les émissions d'oxydes
d'azote devraient passer en sept ans de
130 000 à 67 000 tonnes par an. Or,
selon Elektrowatt, les mesures envisa
gées n'y suffiront pas. L'objectif fixé ne
pourrait être atteint que beaucoup plus
tard qu'en 1995, même si l'on fixe
maintenant les valeurs limites les plus
sévères pour les émissions et les ef

fluents gazeux. Il est donc nécessaires
de continuer à chercher des moyens
permettant de réduire la consomma
tion de carburants et de combustibles.

En ce qui concerne les hydrocarbu
res, le bilan est particulièrement néga
tif. Le rapport dernande une diminu
tion des émanations, qui devraient
passer de 275 000 à 147 000 tonnes par
an. Les mesures prises ou à prendre ne
permettront qu'uneréduction de 10%.
Il faudra donc des mesures supplémen
taires. Une part considérable des émis
sions de HC est due‘aux pertes par éva
poration résultant du transvasement et
de l'emploi dé solvants. Il conviendra
donc d'appliquer les techniques de ré
tention et de récupération les plus mo
dernes et de remplacer les produits
classiques par des produits nauvres en

(ATS)

Analyse du vote de l’initiative Rothenthurm

Ecologique mais pas contre l’armée
-L'acceptation de l'initiative de Ro

thenthurm ne saurait être interprétée
comme un désaveu de l'armée car la
protection de l'environnement a consti
tué, et de loin, le motif de décision le
plus important. Rail 2000 a été soutenu
par tous les milieux à l'exception des
agriculteurs et des partisans de l'UDC.
Quant au rejet de la révision de l'assu
rance-maladie et maternité, il a surtout
été motivé par des questions pragmati
ques, tels les coûts et la mise en appli
cation.

C'est ce qui ressort de l'analyse Vox
des votations fédérales du 6 décembre
dernier.
L'argument de la protection de la

nature a joué un rôle central pour 63%
des partisans de l'initiative. Alors que
2% ont déclaré que leur oui était dirigé
en premier lieu contre l'installation

d'une place d'armes à Rothenthurm,
seuls 5% des partisans de l'initiative
considéraient leur oui comme un reiet
convaincu de l'armée suisse. (AP)

Accidents de la circulation militaire

On roule un peu mieux
Malgré l'augmentation de la motori

sation et des kilomètres parcourus en
1987, le nombre des accidents de la cir
culation militaire a diminué de 11,25 %
par rapport à l'année précédente. Alors
que le nombre des morts a reculé, celui
des blessés a augmenté. C'est ce qu'à
indiqué hier le Département militaire
fédéral (DMF).

Ont été enregistrés 1085 accidents
de la circulation militaire l'an passé,
soit 229 de moins qu'en 1986. Dans
358 cas, le véhicule civil impliqué était
responsable. Un militaire (sept en
1986) et quatre civils (cinq) ont été
tués. Par contre, le nombre des blessés

a augmenté: 213 militaires (170 en
1986) et 47 civils (56). Au total, le nom
bre des blessés s'est accru de 15 %.
Selon le DMF, la diminution géné

rale des accidents militaires de la route
est due aux mesures systématiques pri
ses par la commission militaire de pré
vention des accidents.
L'analyse des accidents montre une

fois de plus que les marches arrière
imprudentes (27,8 %) et l'inattention
(23,6 %) sont les causes principales. Le
fait que la plupart des accidents ont eu
lieu par bonne visibilité et conditions
atmosphériques favorables méritera
une attention particulière à l'avenir.
souligne le DMF. (AP)

Photo Donzallaz

Demandeur d’asile: il menace de s’immoler
#IE||| Des Nations Unies
HI{| | | Angelica

ROGET

; Un demandeur d'asile pakistanais

vivant en Suisse dépuis 7 ans a menacé
hier de s'immoler par le feu au Palais
des nations. L'homme a saisi l'occasion

du dernier jour de la réunion de la com
mission des droits de l'homme de
l'ONU pour faire part, dans un texte
qu'il a distribué à des membres de la
commission, des raisons de sa détermi
nation.

Sayyid Shaukat Kemaal, membre
du Parti d'opposition pakistanais

(PPP) aujourd'hui représenté par M°
Benazir Bhutto, est pourtant sous la
protection du Haut-Commissariat aux
réfugiés. Cette organisation a fait des
démarches à Berne afin d'obtenir sa
protection pour éviter tout renvoi au
Pakistan. D'autre part, des pays tiers
tels que la Norvège et l'Australie ont
refusé de le recevoir, estimant qu'après
un si long séjour, la Suisse n'avait pas
de raison de le refouler. Après avoir
vécu dans une période d'incertitude si
longue, M. Kemmal est aujourd'hui à

bout de nerfs, d'où sa volonté d'en finir
même par un geste désespéré. Aux der
nières nouvelles, il semblerait que
Berne soit prête à reconsidérer son cas.
Espérons que les autorités genevoises
en faccent de même
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Auf 45 Zuschauer ein Ordnungshüter
wd. Das Fussballstadion Wankdorf
gleicht heute Abend beim europäischen
Cupsieger-Final zwischen dem CF Bar
celona und Sampdoria Genua einer Fe
stung: Für die 45 000 Zuschauer werden
1000 Ordnungshüter eingesetzt.
Nicht nur um das Stadion sondern
auch im Stadion selber hat die Berner

Polizei - die mit rund 500 Mann präsent
sein wird - ein «umfassendes Wei
sungsrecht». Sie wird sogenannten Ri
sikopersonen - Betrunkenen und Ran
dalierern - den Eintritt ins Stadion ver
wehren und jeden einzelnen Zuschauer
genau kontrollieren.
Gestern sind auch gefälschte Eintritts-

karten in Umlauf gebracht worden. Die
Stadtpolizei warnt die Inhaber solcher
Karten («die man gut von den gültigen
Billetten unterscheiden kann») davor
zu versuchen ins ausverkaufte Stadion
zu gelangen: Sie hätten mit einen Straf
verfahren zu rechnen (adv)
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Heute im ©Ulli)
Optimale Ernährung
Neben dem Training bildet die Er
nährung eine der wichtigsten
Grundlagen für die Leistungsfä
higkeit des Sportlers. Wichtige In
formationen zu diesem Thema auf

Seite 2

Zinsen weiter «obsi»
Am Geldmarkt setzt sich die Zins
hausse fort: Die Grossbanken
passten die Festgeldsätze nach
oben an und im Eurogeldmarkt
notierten Frankendepots bis zu 12
Monaten bei 7 lÄ Prozent. Seite 19

«Max» live aus Bern

Morgen abend wird die Mittel
strecklerin Sandra Gasser in einer
Direktübertragung aus dem Sta
dion Neufeld für das TV-Magazin
«Max» in einem Testtraining auf
Schweizer Rekordjagd gehen.

Seite 24

Hans R. Sauerländer
In seinem 81. Lebensjahr ist in
Aarau der Verleger Hans Remigius
Sauerländer gestorben. Seite 33

Breukink ist Leader
Der Holländer Erik Breukink ge
wann den Prolog zur Tour de Ro-
mandie und trägt in der heutigen
Startetappe das Leadertrikot.

Seite 39
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Die Regierung Panamas veröffentlicht Teilergebnis der Wahlen

Beobachter melden Betrug
Panama City ap/Reuter. Die Re
gierung Panamas hat zwei Tage
nach der Präsidentenwahl ein er
stes Teilergebnis veröffentlicht:
Sie sieht ihren Kandidaten Carlos
Duque als Wahlsieger.

Wahlbeobachter aus den USA - unter
ihnen der frühere Präsident Jimmy Car
ter - sprachen dagegen von offenem Be
trug, den der eigentliche Machthaber
des Landes General Noriega inszeniert
habe. «Ich hoffe es gebe einen weltwei
ten Aufschrei gegen diesen Diktator der
sein eigenes Volk um das Wahlergebnis
betrügt» sagte Carter.
Die Regierung hatte versprochen das
endgültige Wahlergebnis innert 24

Stunden nach Schliessung der Wahllo
kale vorzulegen. Gestern war das zen
trale Wahlauswertungsbüro in Panama
City geschlossen - deshalb blieb unklar
wann weitere Ergebnisse bekanntgege
ben werden. Sowohl Duque als auch
Oppositionskandidat Endara bean
spruchen den Sieg für sich. Rund 5000
Anhänger der Opposition protestierten
in Panama City gegen die Verzögerung
der Bekanntgabe des Wahlergebnisses.
Die Polizei stoppte den Marsch indem
sie in die Menge schoss.
Der Präsident der USA George Bush
erwägt dem Vernehmen nach die USA-
Truppen in der Kanalzone zu verstär
ken. Wie aus Washington verlautete
zählt diese Massnahme zu einer ganzen
Reihe von möglichen Reaktionen auf die
Wahl im mittelamerikanischen Staat.

Das Berner Kantonsparlament verpflichtet auch die Gemeinden

Stimmrechtsalter 18
dw. Der bernische Grosse Rat hat
beschlossen das kantonale
Stimmrechtsalter auf 18 Jahre zu
senken. Mit 78 zu 70 Stimmen
verpflichtete er auch die Gemein
den zur tieferen Limite. Sofern das
Stimmvolk damit einverstanden
ist könnten nächstes Jahr 23 000
Jugendliche vorzeitig Regierung
und Grossen Rat mitwählen.

Die Einführung des tieferen Stimm
rechtsalters auf kantonaler Ebene war
im Rat eigentlich nicht bestritten. Gegen
die Vorlage votierten einzig die NA-
Fraktion sowie EDU-Grossrat Werner
Scherrer welche das aktive und passive
Wahl- und Stimmrecht weiterhin mit
dem Mündigkeitsalter (20 Jahre) ver
knüpfen wollten. Alle andern Fraktio
nen vertraten demgegenüber die Mei
nung, es sei jetzt an der Zeit die 18- und
19jäiuigen am politischen Leben teilha
ben zu lassen. Die für Verfassungsände
rungen erforderliche Zweidrittelmehr
heit wurde bei dieser Konstellation pro
blemlos erreicht: Die Vorlage wurde mit
140 zu drei Stimmen akzeptiert.
Bedeutend umstrittener gestaltete sich
die anschliessende Beratung des teilre
vidierten Gemeindegesetzes mit dem
der Regierungsrat ebenfalls die Ge-

meinden verpflichten wollte das kom
munale Stimmrechtsalter nach unten
anzupassen. Gründe der Praktikabilität
sowie der Vergleich mit der seinerzeit
bewährten Einführung des Frauen-
Stimmrechts sprächen für das Obligato
rium, stellte Regierungspräsident Peter
Siegenthaler fest. Diesem Argument
hielten die Sprecher der Mehrheit von
SVP und FDP entgegen die zwangswei
se Einführung verletzte einmal mehr die
Gemeindeautonomie. Ganz knapp mit
78 zu 70 Stimmen drang das Obligato
rium letztlich aber doch durch.

Die Terminplanung
Der Grosse Rat wird das Thema in der
Septembersession ein zweites Mal bera
ten, so dass die (obligatorische) Abstim
mung über die geänderte Staatsverfas
sung frühestens am 26. November 1989
stattfinden könnte. Kommissionspräsi
dent Peter Vollmer (sp Bern) will dem
Grossen Rat beantragen er solle das
Gemeindegesetz am gleichen Datum
freiwillig der Volksabstimmung unter
breiten. Nur so lasse sich die Klippe der
dreimonatigen Referendumsfrist gegen
den Erlass umschiffen. Die Zeit dränge
weil das tiefere Stimmrechtsalter noch
vor den kantonalen Erneuerungswahlen
in Kraft gesetzt werden soll. Gemäss
dem Amt für Statistik profitierten rund
23 000 Personen vom tieferen Stimm
rechtsalter. Seite 31

Fazit eines bisher unter Verschluss gehaltenen Rechtsgutachtens

Fixerräume sind legal
adb. Fixerräume wie die Contact-
Anlaufstelle an der Berner Mün
stergasse sind in der Schweiz
rechtlich zulässig. Zu diesem
Schluss kommt ein Gutachten das
vom Bundesamt für Gesundheits
wesen (BAG) noch unter Ver
schluss gehalten wird.

Im Auftrag des BAG verfasste der Ber
ner Strafrechtsprofessor Hans Schultz
ein Gutachten über die Betreibung von
Fixerräumen unter den geltenden ge
setzlichen Bedingungen. Einen solchen
Fixerraum gibt es zurzeit nur in der
Stadt Bern. Hier können sich Abhängige
in geschütztem Rahmen ihre Drogen
spritzen.
Obschon das brisante Gutachten frühe
stens im Juni - mit dem Drogenbericht
der Subkommission für Drogenfragen
der Eidgenössischen Betäubungsmittel
kommission - vom Bundesrat behandelt
werden soll wurde gestern das Fazit be
kannt. An einer Pressekonferenz der
Stiftung Contact Bern wurde gesagt:
«Aus den unter der Hand erhältlichen
Informationen geht klar hervor dass der
Bericht für den Betrieb von Anlaufstel
len (Fixerräumen) positiv ist.»
Beim Bundesamt für Gesundheitswesen
wollte man gestern die vorzeitig be
kanntgewordene Schlussfolgerung we
der bestätigen noch dementieren. Auf
Nachfrage des «Bund» allerdings beteu-

erte der Präsident der Stiftung Contact
der Berner Fürsprecher Marc Wehrlin:
«Wir haben unsere Information aus
mehreren höchst zuverlässigen Quellen.
Das Fazit stimmt.»

Wenig Verständnis hat Wehrlin für das
zögernde Verhalten der Bundesbehör
den, denn das Gutachten Schultz könnte
weitreichende Kosequenzen für die
schweizerische Drogenpolitik haben: In
diversen Städten wird die Eröffnung von
Fixerräumen nach Berner Modell von
deren rechtlicher Zulässigkeit abhängig
gemacht. In der Zwischenzeit drängen
Drogenabhängige aus andern Kantonen
in das bisher einzige Fixerstübli nach
Bern. Und das hat ohnehin mit genug
Problemen zu kämpfen. Seite 26

205 Drogentote
sda. Noch nie sind in der Schweiz so

^

viele Menschen an Drogenmiss-
'

brauch gestorben wie 1988. Gemäss
der gestern veröffentlichten Betäu
bungsmittelstatistik stieg die Zahl .

der Drogen toten von 196 im Jahre i
1987 auf 205. Gleichzeitig erlebte die
Schweiz eine Kokainschwemme und
die Polizei beschlagnahmte die
zweitgrösste Menge an Cannabis
Produkten überhaupt. Das ge
fürchtete «Crack» jedoch tauchte in 1

der Schweiz weiterhin nur «spora
disch» auf. Seite 13

Crossair will sich bei Alpar AG finanziell noch mehr engagieren

Mehr Aktien an Crossair?
hwm. Die Regionalfluggesellschaft
Crossair möchte ihren Anteil am
Aktienkapital der Belpmoos-Be-
treiberin Alpar AG von derzeit 16
auf rund 33 Prozent erhöhen.

Wie Moritz Suter Delegierter des Ver
waltungsrats der Crossair gestern er
klärte, möchte sich seine Gesellschaft an
der Flug- und Flugplatzgesellschaft Al
par AG noch mehr beteiligen. Suter
schwebt vor dass die Regionalflugge
sellschaft im Belpmoos eine Million des
totalen Aktienkapitals von derzeit 3065
Mio Fr. unter Kontrolle hätte. Gegen
über dem «Bund» sagte er dieses zu
sätzliche finanzielle Engagement liege
«im Interesse einer angemessenen Ent
wicklung des Flughafens Bern-Belp»

der von Crossair mehrfach bedient wird
(Lugano Paris Brüssel).
Weil jedoch keine Aktienkapitalerhö-
hung vorgesehen ist müssen Kreise ge
funden werden die überhaupt bereit
sind Aktien an die Crossair abzutreten.
Laut Alpar-Direktor Heinz E. Müller
kommen - wenn überhaupt - Bankkrei
se in Frage. Für die Alpar-Verantwortli-
chen ist jedoch klar dass sich Crossajr
höchstens zu einem Drittel an der Berner
Gesellschaft beteiligen darf.
Weil die Crossair zu wenig Piloten hat
sucht sie neuerdings mittels grossange
legter Inseratenkampagnen auch im
Ausland nach geeigneten Kandidaten.
Die Gesellschaft führt ausserdem für
Jugendliche die von Bern nach Lugano
fliegen wollen Stand-by-Tarife ein.

Seite 19

Exekutive stösst Anträge der Filmförderungskommission um

Wer will welche Filme?
ml. Der Gemeinderat der Stadt
Bern hat drei Filmen die alle als
«politisch» bezeichnet werden
können die Förderung verweigert.
Dies entgegen dem Antrag der zu
ständigen Expertenkommission.
Der umgekehrte Sachverhalt
könnte auf Bundesebene im Fall
von Rolf Lyssys neuem Spielfilm
«Leo Sonnyboy» eintreten.

In den letzten zwei Jahren hatte die
städtische Filmkommission drei Gesu
che von Produktionen zu behandeln
welche «heisse» politische Eisen an
packten: Juraproblematik («Le terro-
riste suisse») Reitschule/Zaffaraya
(«Berner Beben») Grimselausbau
(«Grimsel - ein Augenschein»). Alle drei
Filme wurden von der Kommission als
förderungswürdig erachtet. Der Ge
meinderat hat jedoch allen drei Filmen
einen Beitrag verweigert.
Peter J. Betts Kultursekretär der Stadt
Bern streicht dazu hervor dass es sich
um drei Projekte unter zahlreichen
handle welche der Gemeinderat seit der
Einführung der städtischen Filmförde
rung wohlwollend behandelt habe. Die
Filmkommission - sie setzt sich aus
Film- und Videoexperten und Stadtprä
sident Werner Bircher zusammen - sei

beratendes Organ des Gemeinderates
und beurteile die Filme nach filmspezi
fischen Kriterien. Die politische Ver
antwortung müsse aber der Gemeinde
rat tragen. Eine Auffassung welche die
Mehrheit der Filmkommission teile be
stätig Jurist und Kommissionsmitglied
Peter Krähenbühl. Diese Aufgabentei
lung habe den Vorteil dass die effektive
politische Verantwortung klar zugeord
net sei.

EDI: Umgekehrter Fall?
Urs Jaeggi Präsident des Begutach
tungsausschusses der Eidgenössischen
Filmkommission sagt dass auf Bun
desebene das zuständige Departement
(EDI) bei Herstellungsbeiträgen seines
Wissens nie einen bejahenden Antrag
der Kommission umgestossen habe. Al
lerdings könne in nächster Zeit ein um
gekehrter Fall eintreten das heisst ein
Film könnte gefördert werden obwohl
der Begutachtungsausschuss das Ge
such abgelehnt habe. Dies beim Projekt
«Leo Sonnyboy» dem neuen Film von
Rolf Lyssy. Dieser hat den bisher er
folgreichsten Schweizer Film («Die
Schweizermacher») gedreht - und da
mals keine Bundesförderung erhalten.
Auch der Stadtrat von Bern hat sich
morgen abend mit Filmförderung zu
befassen. Dies anhand eines Postulats
von Fritz Brönnimann (Poch-Grüne)
zum Film «Le terroriste suisse». Seite 25

STADT UND REGION BERN
Wegen Furcht vor Verkehrsstau auf ummarkierter Seftigenstrasse

Kehrsatz schrieb an Kanton
khb. In einem Brief fordern die
Kehrsatzer Gemeindebehörden die
kantonale Polizeidirektion auf die
geplante Neumarkierung der Sef
tigenstrasse zwischen Kehrsatz
und Kleinwabem zu überprüfen
und allenfalls darauf zu verzichten.

Entgegen anderslautenden Versiche
rungen des Kantons befürchte der Ge
meinderat nämlich dass sich der Ver
kehr auf der Staatsstrasse nach einer
Reduktion auf zwei Fahrspuren weiter

Richtung Kehrsatz zurückstaue und die
Automobilisten auf Schleichwege durch
das Dorf und die übrige Gemeinde aus
weichen, sagt Christoph Erb Kehrsatzer
Gemeindepräsident ad Interim.

Schon seit der neuen Ampelsteuerung
bei der Tramhaltestelle Gurtenbahn in
Wabern versuchten verschiedene Fahr-
zeuglenker(innen) die Seftigenstrasse in
Kehrsatz zu umfahren. Deshalb hätten
die Arbeitsgruppe Velo der Umwelt
gruppe Kehrsatz und die Planungskom
mission unlängst wirksame Massnah
men gegen den Durchgangsverkehr an
der Nesslerenstrasse gefordert.

Im historischen Kostüm auf der Aare
hgb. Klingnau im unteren Aaretal
feiert Anfang September sein
750jähriges Bestehen. Um wei
tere Aarestädte auf das Jubiläum
aufmerksam zu machen ist eine
Reisegruppe in historischen Ko
stümen auf der Aare unterwegs
und weilte gestern in Bern.
Die Aare hatte als Wasserweg für
Klingnau immer eine besondere Be
deutung. Während Jahrhunderten
stellte der Fluss die wichtigste Verbin
dung des Aargauer Städtchens mit der
Aussenwelt dar. Die Kontakte zwi
schen Klingnau und weiteren Städten
und Ortschaften entlang der Aare rei
chen bis ins Mittelalter zurück und ha
ben eine lange Tradition. So hat man
sich deshalb im 2500 Bewohner zäh
lenden Städtchen entschlossen wäh
rend des zehntägigen Jubiläumsfest
Anfang September im Rahmen eines
«Aarestädtetag» auch Gäste aus Un-

terseen Thun Bern Aarberg Nidau-
Biel Solothum Wangen Aarwangen
Aarburg Ölten Aarau und Brugg ein
zuladen. Rund 700 Gäste aus zehn
Städten werden in Klingnau erwartet.
Um die Einladung auf originelle Weise
zu überbringen kam man auf die Idee
mit einem 1 5 Meter langen Ponton von

Unterseen eine fünftägige Aarefahrt
mit einer Klingnauer Delegation in hi
storischen Kostümen zu unternehmen.
Der Stadtgründer Ulrich von Klingen
mit Gefolge Schiffern und Fanfaren
bläsern ist seit dem Dienstag auf der
Aare unterwegs. Beim Zwischenhalt in
Bern war die Klingnauer Schiffsbesat
zung Gast beim Pontonierfahrverein
der Stadt Bern. Gestern morgen wurde
auf der Weiterfahrt in Richtung Woh-
lensee auch die Schwelle beim Schwel-
lenmätteli mit dem langen Ponton be
zwungen - beim gegenwärtigen Hoch
wasser kein Problem. Heute Freitag
fährt das Boot von Port bei Biel weiter
bis nach Solothum (zvg)

«Berns Drogenpolitik bestätigt»
Die Fürsorge- und Gesundheitsdirektion informierte über die Drogenpolitik in der Stadt Bern

adb. Der Berner Gemeinderat fühlt
sich durch den eidgenössischen
Drogenbericht in seiner progressi
ven Drogenpolitik bestärkt. Mit
konkreten Massnahmen soll sie
weitergeführt werden (vgl. Seite 1).

Drogenkonsum nicht in erster Linie un
ter dem kriminellen und repressiven
Aspekt betrachten sondern als Krank
heit unserer Gesellschaft verstehen; die
Drogenpolitik nicht auf Vorbeugen und
Wiedereingliedern beschränken son
dern auch Überlebenshilfe leisten: dies
sind die Hauptpfeiler der Drogenpolitik
in der Stadt Bern - einer Drogenpolitik
die weithemm für Aufsehen sorgt. Be
sonders beachtet wird dabei die Con-
tact-Anlaufstelle an der Münstergasse
(inkl. Fixerstübli) in der die Fixerinnen
und Fixer in geschütztem Rahmen ihre
Drogen konsumieren können.
An einem Mediengespräch erinnerte ge
stern Fürsorge- und Gesundheitsdirek
tor Klaus Baumgarter daran dass die
Stadt Bern durch ihre Haltung zum
«Attraktivitätspunkt» geworden sei;
namentlich aus der Westschweiz kämen
viele Drogenabhängige nach Bern um
von den hiesigen Institutionen zu profi
tieren. Freilich hofft Baumgartner dass
andere Städte nach der Veröffentli
chung des Berichts der eidgenössischen
Kommission für Drogenfragen nun
nachziehen. Diese schlägt Straffreiheit
für den Konsum jeglicher Drogen vor
hingegen soll der Drogenhandel härter
bekämpft werden. «Der Bericht bestä
tigt, dass wir uns in der Stadt Bern auf
dem richtigen Weg befinden» sagte
Baumgartner.

«Bald nicht mehr alleine»
Zusammen mit dem Drogenbericht war
auch ein Rechtsgutachten des Bemer
Professors Hans Schultz veröffentlicht
worden gemäss welchem das an der
Münstergasse betriebene Fixerstübli
rechtlich zulässig ist. In Städten des
Kantons Bern (Biel Thun) und der
Schweiz (Basel) sind Bestrebungen in
eine ähnliche Richtung im Gang.
Baumgartner: «Wir hoffen dass wir
bald nicht mehr alleine dastehen.»
Der Leiter der Informationsstelle für
Jugendfragen Jürg Häberli warnte
freilich davor voreilig einen Zusam
menhang zwischen der fortschrittlichen
Berner Drogenpolitik und der relativ
grossen Zahl Drogenabhängiger in der
Stadt Bern ( 1000 bis 1500 laut Jugend
amt) zu sehen. Denn Zentren zögen nun
einmal die Szene an - auch dann wenn
sie wie in der Stadt Zürich eine repressi
ve Politik betrieben.

Anders als auf dem Zürcher Platzspitz
möchte man in Bern aber vermeiden
dass die Drogenszene vollends zum
Getto wird. Deshalb sollen die Abhän
gigen auf der Kleinen Schanze beim
Bundeshaus nun eine Betreuung erhal
ten. Damit möchte man u. a. erreichen
dass der Park auch einem grösseren Pu
blikum weiterhin zugänglich bleibt.
Nach den Sommerferien wird der Berner
Gemeinderat über einen entsprechen
den (im Grundsatz bereits gutgeheisse-
nen) Antrag der Fürsorge- und Gesund
heitsdirektion zu befinden haben.

Diese Baracke unterhalb des Schänzlis an der Taubens trasse in Bern soll für
etwa zwei Jahre zur Betreuungsstelle für Drogenabhängige werden (adv)

Betreuungbei Kleiner Schanze
Vorgesehen ist in einer bestehenden
Baracke (die zurzeit von der Stadtgärt
nerei und dem Strasseninspektorat be
nutzt wird) unterhalb des Schänzlis an
der Taubestrasse eine Betreuungsstelle
für Drogenabhängige einzurichten.
Umfassen soll sie ärztliche Hilfe Ver
pflegungsmöglichkeiten und eine WC-
Anlage. Wie in der Anlaufstelle an der
Münstergasse sollen sterile Spritzen
Tupfer und Präservative abgegeben
werden; noch unklar ist laut Baumgart
ner, ob in der Baracke ein Fixerstübli
eingerichtet wird.
Von der etwas abseits des Schänzlis ge
legenen Betreuungsstelle erhofft man
sich - zusätzlich zur Überlebenshilfe für
die Süchtigen - u. a. auch eine Trennung
der «weichen» und «harten» Szene am
zurzeit grössten Drogentreffpunkt der
Stadt Bern. Zudem soll die «Milchbar»

entlastet werden die wegen der Dro
genszene von vielen Leuten gemieden
wird. Ein Putzdienst wird dafür sorgen
dass künftig keine gebrauchten Spritzen
mehr herumliegen. Geplant ist dass die
vom Contact betriebene Betreuungs
stelle täglich von Mittag bis Mitternacht
geöffnet ist.

Neues Fixerstübli neue Stelle
Wie am Mediengespräch orientiert wur
de, beginnen nach den Sommerferien die
Umbauarbeiten im Info-Keller an der
Nägeligasse. Dort wird im November
eine Contact-Drogenanlaufstelle eröff
net. Sie ersetzt das Fixerstübli an der
Münstergasse das wegen Kündigung
geschlossen werden muss - allerdings
erst dann wenn die Stadt Bern ein ge
eignetes Lokal für eine zweite Anlauf
stelle gefunden hat.
Gesundheits- und Fürsorgedirektor
Klaus Baumgartner berichtete überdies
er wolle in seiner Direktion einen Dro
genfachmann oder eine Drogenfachfrau
anstellen.

«Mehr Leute als man denkt ...»
Baumgartner ist überzeugt «dass der
überwiegende Teil der Bevölkerung sehr
grosses Verständnis für das Drogenpro
blem hat» und es akzeptiere «auch mit
unangenehmen Fragen konfrontiert zu
werden». Dies liege nicht zuletzt daran
«dass mehr Leute als man denkt im Fa
milien- oder Bekanntenkreis mit Dro
genfragen konfrontiert sind».

«Sonst eigentlich nur wenn das Mami Geburtstag hat . . .»
Wenn Väter und Kinder gemeinsam in der Küche stehen kann es schon sein dass zum Beispiel ein Vier-Stern-Menu entsteht - der Berner Ferienpass macht's möglich

Text: Katharina Schindler
Bild: Alessandro della Valle

Nathalies Vater tut's oft Salomes
ab und zu und Nicoles eigentlich
überhaupt nie. Jetzt haben sie sich
(und vier weitere Vater-Kind-Paa-
re) getroffen um während zwei
Nachmittagen nichts anderes zu
tun: Der «Kochkurs für Vater und
Kind» des Berner Ferienpasses
war ein Erfolg.
«Aber natürlich findet der Kurs statt.-Er
ist bis auf einen Platz ausgebucht.» Ich
spüre durchs Telefon das Schmunzeln
mit dem Beatrice Scherrer vom Info-Lä-
deli des städtischen Jugendamts meine
Frage beantwortet. Es berührt mich et
was unangenehm irgendwie fühle ich

mich ertappt. Immer diese Klischees . . .

Nun es wäre ja durchaus möglich gewe
sen, dass sich auf die Ausschreibung
«Kochkurs für Vater und Kind» im
Rahmen des Ferienpasses niemand
oder kaum jemand gemeldet hätte. Im
merhin findet er an zwei ganz gewöhnli
chen Nachmittagen unter der Woche
statt - und welcher Vater hat da schon
Zeit etwas mit den Kindern zu unter
nehmen? Welcher Vater hat überhaupt
Lust mit seinem Kind ausgerechnet
einen Kochkurs zu besuchen? Klischees
tatsächlich. Nur zu gerne lasse ich mich
überraschen.

Erfahrungssache?
Es gibt Zugegebenermassen einfachere
Aufgaben als die Zubereitung von
«Nidletäfeli». Um die Pfanne nach aus
giebigem Rühren im richtigen Moment
vom Feuer zu ziehen braucht es ausser
gutem Willen auch eine gewisse Erfah
rung . . . Als ich eintreffe sind jedenfalls
alle Kochgruppen mit ihren gar zu hart
gewordenen Caramelplätzchen be-

schäftigt. Schwitzend setzen die Väter
das Messer an Töchter und Söhne ste
hen mit Rat und Tat zur Seite. «Viel
leicht löst sich das Ganze ein wenig
wenn ich das Blech kurz auf die heisse
Platte stelle?» Ein rascher Seitenblick
ob die Lehrerin hinschaut - und schon
probiert Anninas Vater seinen Trick aus.
Mit Erfolg notabene. Die harte süsse

Masse lässt sich nun zerkleinern und in
die selbstgemachten Plastiksäcklein
verpacken.

Wenn die Väter mit den Söhnen: Im Rahmen des Berner Ferienpasses standen Männer in der Küche.

«Spicker» für komplizierte Menüs
Zum Trödeln bleibt keine Zeit ein Vier-
Stern-Menu steht auf dem Programm:
Als Vorspeise ein «Schlemmersalat»
(mit gerösteten Brotwürfeli Bananen-

scheiben und Baumnüssen) als Haupt
gang Schweinsmedaillons an Kräuter
sauce, zwei Sorten Gemüse und Pommes
risol6es. Zum Dessert schliesslich Kir-
schenquarkpudding als Getränk Eistee.
Hut ab! Das verlangt schon einiges an
Organisation.
Kursleiterin und Hauswirtschaftslehre
rin Beatrice Däppen hat vorgesorgt: An

der Wandtafel steht ein Zeitplan mit al
len wichtigen Arbeitsschritten. Einen
solchen «Spicker» empfiehlt sie für alle
komplizierten Menüs welche die Kurs-
teilnehmer(innen) in Zukunft kochen
werden. Der Zeitplan wird genau einge
halten. Pünktlich um 17 Uhr soll der er
ste Gang servierbereit sein. Auf diesen
Zeitpunkt werden nämlich die Mütter
erwartet die - auf Initiative der Väter -
zum Festessen eingeladen wurden.

«AUerhöchstens Soiepeleier»
Mit grossem Eifer und höchster Kon
zentration ist man am Werk. Fast alle
der anwesenden Väter kochen auch
sonst ab und zu etwa «wenn's Mami
Geburtstag hat oder so» wie Salome er
läutert. Andere sind wahre Hobbykö
che. Nathalie und ihr Vater sind ein
sichtlich eingespieltes Team - was ihn
allerdings nicht daran hindert sich beim
Abwaschen mit dem grossen Küchen
messer in den Finger zu schneiden.
Nur Nicole lacht ein wenig als ich sie
frage ob ihr Papi auch sonst mal in der
Küche stehe: «Nein nein allerhöch-
stens macht er mal Spiegeleier sonst
nichts.» Ihre eigenen Erfahrungen be
schränken sich aufs «Nidle schwinge»
und auf die Zubereitung von Eistee (aus
dem Beutel). Aber auch sie gemessen
den Kurs - den übrigens die Mutter für
die beiden ausgesucht hat.
Vertauschte Rollen?
Ute z.eit drangt. Mocn ene eme trete Mi
nute für eine kleine Erholungspause
bleibt treffen die (hungrigen) Mütter
ein. Aufgeregt aber freudestrahlend
werden sie begrüsst und am schön deko
rierten Tisch plaziert. Der grosse Auf
tritt beginnt.
Und es ist bestimmt kein Klischee jetzt
zu behaupten es sei wohl eher die Aus
nahme, dass zwischen den Gängen die
Väter und Kinder von den Stühlen auf
springen und in die Küche eilen wäh
rend die Mütter gemütlich plaudernd
auf die nächste Köstlichkeit warten.

Suisse
PLAINTE CONTRE HANS W. KOPP

Le ministère public
zurichois décidera

Le dossier de la société
Trans-K-B, dont le mari
dʼElisabeth Kopp prési
dait le conseil dʼadminis
tration est dans les mains
de la justice.

Zurich: ATS
Le dossier concernant la société

Trans-K-B, dont Hans W. Kopp prési
dait le conseil d'administration, est
maintenant entre les mains du Ministère
public zurichois. L'enquête a montré
que la société avait annoncé des fonds
propres supérieurs à la réalité, et que
des actions avaient été partiellement
‘libérées, cela au détriment des action
naires, a indiqué jeudi le procureur du
district Andreas Ochsenbein dans un
communiqué.
Née en 1979 de la fusion de la société

glaronnaise Trans-Anlage Gesellschaft
avec le groupe zurichois K-B, la société
Trans-K-B avait connu un succès fulgu
rant jusqu'en 1982, date à laquelle la
liquidation de la société de capital
risque avait été prononcée.

Enquête contre
Hans W. Kopp

Par la suite, une enquête pénale a été
ouverte à l'encontre notamment de
Hans: W. Kopp et du délégué au conseil
d'administration Rudolf J. Ernst. L'en
quête, menée par la section des délits
économiques du canton de Zurich est

Î

maintenant close et le dossier a été
transmis au Ministère public, précise le
communiqué.
Lors de la fusion et dans les années

qui ont suivi, la société a annoncé des
fonds propres plus élevés qu'en réalité.
Des actions ont été partiellement libé
rées aussi bien au moment de la fusion
qu'en 1980, lors de l'augmentation du
capital, a précisé le procureur du dis
trict. Cette situation a été dissimulée
tant dans les rapports. concernant la
fusion et la gestion de la société que
dans le prospectus d'émission, ce qui a
induit les actionnaires en erreur.

Silence autour des requêtes
Le procureur de district ne donne

‘aucune indication sur les requêtes qu'il
formule au terme de l'enquête pénale.
Mais on sait depuis novembre dernier
que les responsables de la société sont
soupçonnés d'escroquerie, faux dans les
titres et obtention frauduleuse d'une
fausse constatation. Il s'agit concrète
ment de falsification de bilan, libération
partielle d'actions et de dissimulation de
risques liés au capital.
Les bilans de plusieurs sociétés appar

tenant au même conglomérat que
Trans-K-B sont faux, poursuit le procu
reur de district. Plusieurs personnes,
mais pas tous les membres du conseil
d'administration , sont concernées par
cette enquête et personne n'a agi seul.

Il appartient maintenant au Ministère
public zurichois de déciser, sur la base
du dossier ‘remis par le procureur de
district, si une plainte est déposée, et le
cas échéant, contre qui. Hans W. Kopp
lui-même a clamé à plusieurs reprises
son innocence dans cette affaire.

AIDE AUX DROGUÉS

Berne à
lʼavant-garde

Berne : (ATS)

La politique avant-gardiste d'aide
aux toxicomanes prônée par la ville de
Berne semble être sur la bonne. voie.
Les responsables communaux ont tiré
un bilan intermédiaire positif de leur
-action et annoncé qu'un centre d'accueil
provisoire sera mis en place à proximité
du Palais fédéral.
Le municipal Klaus Baumgartner s'est

dit'convaincu que la ville a visé juste en
préférant le soutien aux toxicomanes
plutôt que la répression policière. R£
vers de la médaille, les méthodes appli
quées par Berne attirent de nombreuses
personnes de l'extérieur, en particulier
de Suisse romande. M. Baumgartner a
émis l'espoir que d'autres villes et can
tons prendront le relais et déchargeront
la ville fédérale.
La Municipalité entend installer un

centre d'accueil provisoire dans un parc
‘fréquenté par les drogués. En service
durant environ une année, il permettra
aux drogués de se nourrir, de se procu

rer des seringues et des préservatifs. Le
local sera installé dans un baraquement
proche du Palais fédéral et devrait dissi
per les inquiétudes de la population. En
novembre, le crédit nécessaire (150.000
francs) sera soumis au Grand Conseil

"

bernois.

Pour l'instant, Berne dispose d'un
centre d'accueil permanent où les toxi
comanes peuvent s'injecter leur dose et
recevoir divers soins (nourriture, serin
gues, etc.). Pour cause de résiliation de.
bail, cette institution, première du genre
en Suisse, emménagera dans de nou
veaux locaux en septembre. La com
mune est par ailleurs toujours à la
recherche d'un emplacement pour un
second centre. ;

Actuellement, la ville de Berne
compte entre 1000 et 1500 toxico
manes. Bien que la commune applique
une politique d'aide novatrice, la police
demeure très présente et s'efforce en
premier lieu de démanteler les réseaux
de trafiquants.

CÉLÉBRATION DE LA MOB

Les juifs protestent
Bâle AP
‘Les membres des associations juives

de jeunesse «Emuna» :à Bâle et « Ha
goschrim» à Zurich, protestent dans
une pétition adressée au Conseil fédé
ral, contre la manifestation «Diamant »
du 50e anniversaire de la mobilisation
générale en 1939. Cette commémora
tion, durant laquelle un pot-au-feu sera
distribué aux participants, est de mau
vais goût eu égard aux millions de morts:
de la dernière guerre, déclarent ces

deux associations, dans un communiqué
diffusé à Bâle.
Pour commémorer cet événement, la

Suisse ferait mieux d'enfin réhabiliter le
commandant de police .

saint-galloise

Paul Grueninger qui, en enfreignant les
prescriptions de l'époque, a sauvé la vie
de 2000 réfugiés en les laissant franchir
la frontière, proposent les associations
juives de jeunesse. Le commandant de
la police saint-galloise, avait été relevé
de ses fonctions.

En bref

Handicapés anglais
à skis au Mont-Fort

«Je relève le défi de pouvoir emme
ner dans les Alpes suisses, à plus de
3000 mètrres d'altitude, vingt handica
pés physiques de mon pays et de leur
faire connaître, en plein été, les joies du
ski», avait parié lundi la journaliste
britannique Anneka Rice, figure populaire de la BBC. Jeudi, elle a gagné sur
les pentes du Mont-Fort, au-dessus de
Verbier, ce pari jugé irréalisable par des
millions de télespectateurs anglais.
La plupart des handicapés — dont

certains de naissance —
âgés de 8 à 38

ans n'avaient jamais chaussé de skis de
leur vie et parmi eux se trouvaient

| plusieurs aveugles et paranléciques.
(ATS)

Internement
psychiatrique:
le TF intervient

"Toute personne qui s'oppose à son
internement dans -une institution, no

tamment dans un établissement psy
chiatrique, a désormais le droit d'être :
entendue oralement par l'autorité judi
ciaire statuant sur son cas. Dans un arrêt
publié jeudi, le Tribunal fédéral a modi
fié sa jurisprudence antérieure. La Ile
Cour civile a jugé trop restrictive la
pratique suivie dans#tertains cantons,
dont Zurich, ou la personne internée

! peut être entendue sur délégation par

|
un seul membre du Tribunal. (ATS)

Retraités assassinés:
arrestations

ur

Dans le l'affaire de l'assassinat du
couple de retraités septuagénaires ber
nois, les Kappeler, quatre personnes ont
entre temps été arrêtées. Il n'est toute
fois pas encore établi si une ou plusieurs
de.ces personnes doivent être prises en
considération, ont annoncé l'office
d'instruction et la police de la ville jeudi
soir. L'assassinat semble avoir eu lieu
vendredi dernier vers 11 h 30 dans l'ap
partement des victimes. (ATS)
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Berns FDP für Abbruchinitiative der Schweizer Demokraten
Freisinnig-Demokratische Partei der Stadt Bern beschloss die Ja-Parole zur Initiative «Sport statt Autonomes Jugendzentrum (AJZ)» der ehemaligen Nationalen Aktion

htvm. Als erste Stadtpartei nahmen

jje Freisinnigen Stellung zur NA-
Initiative «Sport statt Autonomes
Mendzentrum (AJZ)» die am 2.
Dezember zur Abstimmung gelangt:
.Mit 40 gegen 21 Stimmen wurde
nach zum Teil hitziger Diskussion
die Ja-Parole beschlossen (vgl.

«Bund» von gestern).

Nach längerer zum Teil recht emotio
neller Diskussion im nur zur Hälfte be
setzten grossen Saal des «Bürgerhaus»
zu Bern fassten die etwa 80 FDP-Mit

glieder die Parole: Mit klaren 40 zu 21
Stimmen beschlossen sie im Hinblick
auf die Abstimmung über die NA-In-
itiative welche auf der Schützenmatte
ein Sportzentrum fordert (und damit

den Abbruch der Reitschule) ein Ja.

Unter den vielen befürwortenden Stim
menden befand sich auch Berns Polizei
direktor Marco Albisetti während
Stadtpräsident Werner Bircher gegen
die Initiative stimmte. Ein von Stadtrat
Max Suter und später auch von Stadtrat
Werner C. Hug eingebrachter Antrag
auf Stimmfreigabe unterlag deutlich.
Dass die Meinungen in Sachen Reit-
schul-Abbruch und NA-Initiative auch
in der Stadtberner FDP geteilt sind
zeigten die vorsichtig-versöhnlich for
mulierten Begrüssungsworte von Par
teipräsident Guy Emmenegger: «Es ist
einer noch lange kein Freisinniger mehr
wenn er eine andere Meinung vertritt als

andere» sagte er vorausschauend.
Ebenfalls von Zurückhaltung geprägt
waren die Kurzreferate von Stadtrat
Werner C. Hug und Stadträtin Theres
Giger. Weil offenbar auch in der Partei
leitung die Meinungen punkto NA-In
itiative geteilt waren verzichtete der
FDP-Parteivorstand auf einen Antrag.
Werner C. Hug kam auf die lange Lei
densgeschichte der Reitschule zurück
die seit 1964 offiziell als Abbruchobjekt
gelte wie Hug ausführte. Die FDP sei
1987 für die Abbruchmotion im Berner
Stadtrat eingetreten. Die Fraktion habe
dann in diesem Herbst im Stadtrat im
Sinne eines Kompromisses für die Er
haltung der Reithalle und Neubauten
gekämpft: «Wir wollten Klarheit schaf
fen, streckten die Hand zur Versöhnung
aus - fanden eine kulturelle und ge
werbliche Nutzung des Areals sei mög
lich», erklärte Hug. Deshalb sei es ent
täuschend, dass letztlich dieser Gegen
vorschlag dann nicht akzeptiert worden
sei und nun nur die NA-Initiative (die in
der Schlussabstimmung von der FDP-
Fraktion mehrheitlich abgelehnt wurde
Red.) zur Abstimmung gelange.

Falsche Erwartungshaltung
Fraktionschefin Theres Giger wiederum
befürchtet dass die Abstimmung über
die NA-Initiative zu einem reinen Ple
biszit über Trägerschaft Begegnungs
zentrum und Betrieb in der Reithalle
werde. Mit einer Demonstration an der
Urne sei es jedoch nicht getan. Bei An
nahme der Initiative fahre auf jeden Fall

nicht gleich ein Bagger auf. Am 2. De
zember falle also erst ein Grundsatzent
scheid; bis konkret etwas auf dem Reit
schulareal geschehe vergingen Jahre -
«und in dieser Zeit würden die Span
nungen und Probleme um die Reitschule
nicht kleiner» sagte die ehemalige
Stadtratspräsidentin.

«Exempel statuieren»
Diesen vermittelnden Worten folgte im
Rahmen der Diskussionsrunde sogleich
ein feurig formulierter Antrag von
Stadtrat Jost Koch für die Ja-Parole.
Koch liess seiner Antipathie gegen den
Reitschulkomplex freien Lauf. Zwar sei
auch er über die Herkunft der Initiative
sowie die Forderung nach einem redi
mensionierten Zentrum für Lehrlings
sport nicht glücklich; er nehme diese
Nachteile jedoch in Kauf wenn dafür
endlich Klarheit geschaffen werde. Es
gelte ein Exempel zu statuieren fand
auch Grossrat Kurt Wasserfallen der
die Meinung vertrat dass am 2. Dezem
ber eben doch über die künftige Nut
zung der Reithalle abgestimmt werde;
im Falle eines Neins zur Initiative werde
der jetzige Betrieb während Jahren so
negativ weiterlaufen.
«Weite Kreise der Bevölkerung haben
jetzt genug von diesem Ghütt'; wir
müssen jetzt ein Zeichen setzen» fand
auch Stadtrat Peter Bühler. Bei der Ab
stimmung über die NA-Initiative gehe es
nicht um einen parteipolitischen son
dern um einen politischen Entscheid
«ob wir den hochgradigen Zustand der

Verwahrlosung in der Reithalle andau
ern lassen wollen oder nicht» rief alt
Nationalrat Otto Fischer in den Saal.
Eine Annahme der Initiative liege auch
«im Interesse einer sauberen und geord
neten Stadt». Auch Grossrat Hermann
Fuhrer redete der Ja-Parole das Wort; er
sprach von einer «katastrophalen
Sauordnung» um und in der Reithalle
und geisselte die anarchistischen
Druckerzeugnisse aus der Reithalle-
Druckerei. Alt Gemeinderat und alt
Oberrichter Arist Rollier führte aus
entgegen gewissen Behauptungen be
deute die Annahme der Initiative nicht
zwingend den Abbruch der Reithalle:
«Die Ablehnung der Initiative würde als
Zementierung des heutigen Zustands
interpretiert» erklärte Rollier. Die glei
che Meinung vertrat ein Jungunterneh
mer, der sich zudem auf den Standpunkt
stellte das citynahe Reitschulareal
müsse besser genutzt werden können.

«Nicht alles vom Teufel . . .»
Selbstverständlich gab es an der teilwei
se sehr lebhaften ja manchmal lauten
FDP-Parteiversammlung auch Mitglie
der, die klar für eine Ablehnung der In
itiative eintraten; so etwa der pensio
nierte Gewerkschaftssekretär und
Gründer der Berliner Ferienkinderak-
tion Marcel Aeschbacher: «Es ist nicht
alles vom Teufel und schlecht was in der
Reithalle geschieht» beschwor er die
Versammlung. Dort werde eine Subkul
tur betrieben welche offenbar einem
Bedürfnis entspreche. Falls die Reithalle

abgebrochen werde stelle sich dann die
Frage was mit diesen Leuten geschehe;
in diesem Fall würde nach Ansicht von
Marcel Aeschbacher die Stadt vor «ganz
grosse Aufgaben gestellt». Er räumte in
dessen ein der dazu nötige Rechtsrah
men müsse geschaffen werden «die Po
lizei sollte dazu fähig sein».
Mit einem Nein zur Initiative könne
man sich die Möglichkeit einer sinnvol
len Gesamtplanung im Raum Schützen
matte offenhalten bemerkte Stadtrat
Hanspeter Graf. Bei Annahme der In
itiative ende die zukunftsträchtige Ge
samtplanung in der Sackgasse weil
dann die problematische Nutzung des
Terrains mittels einer «überdimensio
nierten Turnhalle» zementiert werde.
Auch ein jungfreisinniges Mitglied («das
Volksbegehren ist völlig inhaltlos») sag
te, mit einem Ja sei die Chance für eine
breite Nutzung verspielt.
«Wir werden so oder so Schwierigkeiten
haben» sagte zum Schluss der später zur
Parteiversammlung gestossene Stadt
präsident Werner Bircher zum Ausgang
des Urnengangs. Worauf die Versamm
lung zur Abstimmung schritt.

Gegen Jungfreisinnige
Wie bereits in der gestrigen Ausgabe ge
meldet, sprachen sich che Freisinnigen
mit 46 zu 18 Stimmen deutlich gegen die
Billettsteuer-Abschaffungsinitiative der
Jungfreisinnigen aus. Die anderen Vor
lagen wurden von der Versammlung
hingegen befürwortet so insbesondere
die Planung Gassner-Areal.

Wir trafen I
in der Stadt . . . I

Heinz G. Konsalik
dsb. Was immer man von seinen litera
rischen Qualitäten halten mag eines
muss man ihm zugestehen: Er ist ein
Phänomen. 1 39 Bücher hat er geschrie

ben, in 27 Sprachen wurden sie übersetzt
(neuerdings auch in koreanisch) die
Weltauflage hegt bei 73 Millionen Ex
emplaren. Das ist ein einsamer Rekord.
Doch nicht nur der Erfolg und die Pro
duktivität des fast 70jährigen Heinz
Günther Konsalik nötigen Achtung ab
auch seine quirlige Robustheit ist be
merkenswert: Seit drei Wochen befindet
sich der Autor auf Signiertour quer
durch den deutschen Sprachraum mit
täglich bis zu neun Interviews in zwei
verschiedenen Städten . . . und doch

findet er für jeden Leser und für jeden
Journalisten Zeit und ein freundliches
Wort.
Gestern machte der Erfolgsautor Sta
tion in Bern. Das Programm: Um 10
Uhr ein Interview mit Radio Förder
band, um 1 1 Uhr Red' und Antwort am

«Blick»-Telefon um 12 Uhr Signier
termin im Loeb (wo er rund 200 Exem
plare seines neuen Buches «Das Regen-
wald-Komplott» mit einer Widmung
versah) um 13 Uhr ein Interview mit
Radio extraBern und um 14 Uhr das
kurze Gespräch mit dem «Bund». Und
um 16 Uhr traf Konsalik bereits wieder
in Basel ein.
«Die Tournee ist schon ein Stress» sagt
der Bestsellerautor. Doch seine Leserin
nen und Leser sollen Gelegenheit haben
ihn persönlich kennenzulernen. Denn
schliesslich lebe er ja von ihnen.
Das neue Buch laut Umschlag ein «un
vergleichlicher Roman» über ein «epo
chales Thema» handelt von der Zerstö
rung des tropischen Regenwaldes und
«schildert was wirklich am Amazonas
passiert». Konsalik war bereits vor sechs
Jahren ein erstes Mal am Rio Negro im
Amazonasgebiet gewesen. Die Vernich
tung des Regenwaldes und die Ausrot
tung der Indianer durch Grossgrundbe
sitzer und Seuchen haben ihn schon da
mals so empört dass er sich gesagt habe
«verdammt darüber muss ich einmal ein
Buch schreiben». Nach der Ermordung
des Bauernführers Chico Mendes war es
dann soweit: 1988 begab sich Konsalik
nochmals für sechs Wochen in den Re
genwald, besuchte die bedrohten Yano-
mami-Indianer und schrieb seinen 139.
Roman.
Um seine Wut über das Unrecht das im
Amazonas geschieht hinauszuschreien
und seinen Lesern näherzubringen.

Fixerräume nichts Strafbares
Grossrat Brönnimann mit Anzeige gegen Fixerräume abgeblitzt

wd. Grossrat Ernst Brönnimann ist
mit einer Strafanzeige «gegen die
für Einrichtung Betrieb und Pu
blikation sogenannter Fixerstübli'
in der Stadt Bern Verantwortli
chen» abgeblitzt. Der Anzeige wird
keine Folge gegeben.
Der parteilose Könizer Grossrat und
Gemeinderat Ernst Brönnimann hatte
im Zusammenhang mit dem Betrieb von
Fixerräumen in der Stadt Bern gegen
«amtlich zu ermittelnde Täterschaft»
Strafanzeige erstattet. Er rügte dass auf
der Kleinen Schanze und an der Nägeli-
gasse «Stellen (eventuell auch ohne
Baubewilligung) errichtet» worden
seien wo jedermann (mitgebrachte) Be
täubungsmittel konsumieren könne. Als
Verantwortliche bezeichnete er unter
anderen «eine Mehrheit im Berner Ge
meinderat», die «durch die Untersu
chungsbehörde zu ermitteln» sei.
Die Verantwortlichen hätten die ge
nannten «Institutionen» durch Presse
konferenzen bekanntgemacht und da
mit den Annahmen von Prof. Hans
Schultz in dessen Gutachten vom März
1989 nicht entsprochen.

«Keine strafbare Handlung»
Ebenfalls auf das Gutachten von Prof.
Schultz und auf frühere Entscheide hat
der geschäftsleitende Untersuchungs
richter Alexander Tschäppät seinen
Entscheid abgestützt der Strafanzeige

nicht stattzugeben. Gegenüber dem
«Bund» meinte er: «Strafrechtlich ist der
Betrieb eines Fixerraums durch die Stif
tung Contact keine strafbare Handlung.
Dealer» dagegen ist selbstverständlich
nach wie vor strafbar.» Brönnimanns
Anzeige habe juristisch keine neuen
Aspekte enthalten.

56 Grossräte sind besorgt
In einem von der SP-Fraktion initiierten
Brief an den Berner Gemeinderat haben
56 Grossrätinqen „und Grossräte ihrer
.Besorgnis üb^r. eine mögliche Räumung
der offenen Drogenszene Kleine Schan
ze («Bund» vom 9. November) Aus
druck gegeben.
Es sei zwingend dass die Gemeinde
Bern für die auf der Kleinen Schanze
«dahinvegetierenden jungen Frauen
und Männer» ein heizbares Obdach fin
de, dass die medizinische Versorgung
gewährleistet sowie Essen und Kleidung
zur Verfügung gestellt würden. Eine
Räumung der Kleinen Schanze «ohne
eine solche Mindestversorgung»
schreiben sie «könnte das Leben dieser
schwer drogenabhängigen Menschen
noch massiver gefährden.»
In einer Pressemitteilung unterstützt die
Stadtsektion Bern der Schweizer Demo
kraten (ehemals NA) dagegen «die von
Gemeinderat Albisetti vorgeschlagenen
Massnahmen zur vollständigen Räu
mung der Kleinen Schanze vorbehalt
los». Sie verlangt die Schaffung ge
schlossener Drogenkliniken.

Seit 1986 LdU-Stadträtin

t Verena Bochsler
bst. Verena Bochsler-Grün Stadträtin
des Landesrings der Unabhängigen
(LdU) ist am vergangenen Freitag in
ihrem 70. Altersjahr überraschend ver
storben: Sie erlag einem Herzversagen.
Verena Bochsler hatte im Januar 1986
Einsitz im Stadtparlament genommen
und war Mitglied der Kommission zur
Behandlung von Verkehrsvorlagen.
Nächster Ersatzmann auf der LdU-Liste
ist Hans Matter der Kopräsident der
Ortsgruppe Bern.

ITTIGEN

Coop-Baracke als Vereinslokal
pd. Die Gemeinde Ittigen hat die soge
nannte Coop-Baracke in Worblaufen
gekauft. Nachdem Coop ihre Filiale
Ende Oktober nun geschlossen hat wird
das Gebäude für Vereinszwecke herge
richtet. Der entsprechende Kredit von
36 000 Franken für die bauliche Umge
staltung ist vom Gemeinderat freigege
ben worden. Die Lokalitäten werden
künftig der Musikgesellschaft Harmonie
Ittigen-Papiermühle (HIP) und dem
Quartierverein Worblaufen mit seinen
Untergruppen zur Verfügung stehen.

Die HIP wird im neuen Vereinslokal vor
allem ihren Probebetrieb sowie die
Jungbläserausbildung durchführen
während der Quartierverein mit seinen
über 200 Mitgliedern die Lokalität als
Gemeinschaftsraum für verschiedenste
Anlässe benützen wird.

Berner Altstadt

Geldbotin überfallen
sda. Eine 19)ährige Geldbotm wurde
nach Angaben der Stadtpolizei am
Montag im Flur eines Verwaltungsge
bäudes an der Predigergasse von drei
Unbekannten überfallen. Die Räuber
erbeuteten eine Mappe mit mehreren
zehntausend Franken Inhalt. Die Ange
stellte hatte das Geld bei einer Bank ab
geholt. Als sie an ihrem Arbeitsplatz auf
den Lift wartete wurde ihr von einem
der Räuber eine Reizflüssigkeit ins Ge
sicht gespritzt und die Mappe entrissen.

Neuwahlen am Richteramt Bern

Zwei Vakanzen
hwm/sw. Die Berner Gerichtspräsiden
tin Iröne Fischer Wirz (fdp) will auf
Ende Jahr zurücktreten. Frau Fischer
die seit August 1987 im Amt war und als
Untersuchungsrichterin wirkte möchte
sich aus familiären Gründen zurückzie
hen. Der Sitz der FDP ist nicht bestrit
ten, weshalb nun die Partei Ausschau
nach einer geeigneten Nachfolgerin bzw.
einem Nachfolger halten muss. Die An
meldefrist läuft am 14. April 1991 ab.
Eine allfällige Stichwahl ist auf den 3.
März angesetzt worden.

Eine zweite freie Richterstelle im Amt
Bern wird demnächst ausgeschrieben
werden: Durch die gestrige Wahl Jürg
Sollbergers (svp) zum Oberrichter wurde
im 21köpfigen Richterkollegium des
Amtsbezirks eine zweite Vakanz ge
schaffen.

Lerchenweg ohne Verkehr?
Petition zur Schliessung eines Teils des Lerchen wegs eingereicht

msu. Die Schliessung eines Teils
des Lerchenwegs fordert der Ver
ein Quartierzentrum Länggasse in
einer Petition die gestern Stadt-
schreiberin Elsbeth Schaad über
geben wurde.
Nach Ansicht des Vereins Quartierzen
trum Länggasse hat es vor dem Läng-
gass-Träff am Lerchenweg zuwenig
Aussenraum. Davon betroffen seien
insbesondere Kinder die auf dem Trot-
toir und der Strasse spielten. In der Fol-
.ge habe dies immer wieder zu gefährli
chen Situationen geführt.
Aber auch ältere und behinderte Benut
zer und Benutzerinnen des Länggass-
Träffs seien aufgrund «der recht un
übersichtlichen Situation» einer Ge
fährdung ausgesetzt.
Aus diesem Grund reichte der Verein
Quartierzentrum Länggasse gestern bei
Stadtschreiberin Elsbeth Schaad eine
Petition mit 812 Unterschriften ein
welche die «Schliessung des Lerchen
wegs 31-37 für den motorisierten Ver
kehr» fordert. Unterstützt wird das An-

liegen nicht nur vom 200 Mitglieder
starken Verein sondern auch von ande
ren Organisationen wie der Quartier
kommission und dem Länggass-Leist.
Um die Chancen für die Annahme der
Petition zu erhöhen habe der Verein
keine Wohn- und Spielstrasse gefordert
die etwas kosten würde sagte Präsiden
tin Ursula Kühne. Eine Sperrung für den
motorisierten Verkehr lasse sich «gratis
machen». Der Lerchenweg solle so zu
einer Begegnungsstrasse werden.

Ursula Kühne (Mitte) überreicht Stadtschreiberin Elsbeth Schaad die Peti
tion des Vereins «Quartierzentrum Länggasse» (fgb)

Weitere Sofortmassnahmen
Auch die Quartierkommission Läng
gasse unternimmt Anstrengungen zur
Beruhigung des Verkehrs im Quartier. In
einem Brief vom 12. November sandte
sie dem Gemeinderat einen Katalog von
Sofortmassnahmen zur Prüfung.
Als Rahmenbedingung erwartet die
Quartierkommission dass Tempo 30 in
den Quartierstrassen eingeführt und das
Parkkartenmodell Muesmatt auf die
ganze Länggasse ausgeweitet werde.
Daneben macht sie konkrete Vorschläge
zur Verkehrsberuhigung in sieben Be
reichen des Länggassquartiers.
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SUISSE
Décision irrévocable

Le Club Méd’ laisse
tomber Leysin
Pas de «Gentils membres» cet hiver à

Leysin. Le Club' Méditerranée ne sera
pas là cette saison, a-t-on appris dans la
station de ski des Alpes vaudoises. La
décision est irrévocable, malgré une vi
site à Paris d'une délégation des autori
tés et milieux touristiques de Leysin. Le
contrat passé entre le Club et ses parte
naires vaudois au début des années 80,
et valable jusqu'en 2007, prévoyait une
série d'investissements pour augmenter
le confort et la capacité d'accueil des
deux «villages» du Club et accroître l'at
tractivité de la station et de son équipe
ment touristique. Mais le Club, arrivé à
Leysin en 1956, est aujourd'hui victime
des craves difficultés de l'industrie des
loisirs nées de la crise du Golf e: (ATS)

Presse

Rapport en janvier
93
La Commission des cartels a décidé

d'ouvrir une enquête sur la concentra
tion de la presse en Suisse. Son rapport
devrait être achevé en janvier 1993, à in
diqué lundi à AP Jacques Favre, adjoint
scientifique au Secrétariat de la Com
mission des cartels. Les résultats de
l'enquête préalable ouverte après la
prise de contrôle de «La Tribune de Ge
nève» par le groupe lausannois Edi
presse seront intégrés dans l'enquête
globale sur la concentration de la
presse. (AP)

Déjà pour 400 millions d’affaires de compensation
Le chef de l’armement soutient l’avion F-18
Le chef de l'armement, Toni Wicki,

soutient fermement le projet d'achat de
l'avion militaire F/A-18 du constructeur
américain McDonnel-Douglas. Le F-16,
son concurrent abandonné au terme de
la procédure d'évaluation, construit par
General Dynamics, coûte certes 15% de
moins mais, selon Wicki, il ne satisfait
pas à plusieurs exigences fondamenta
les du DMF. Parlant au cours. d'un
«briefing informel», hier à Berne, le
chef de l'armement a souligné encore
que le Ministère américain de la défense
avait confirmé que le choix du F/A-18
était, pour la Suisse, celui offrant le
meilleur rapport qualité/prix. Des com
paraisons de prix ont été effectuées par
le DMF en 1988 et en 1991 entre les

deux avions. Elles ont montré une diffé
rence de quelque 15% en faveur du F

16. Une prise de contact ultérieure avec
General Dynamics qui avait annoncé
une différence de 25 à 30% n'a pas
fourni d'éléments nouveaux, selon Toni
Wicki. Selon le DMF, l'achat des F/A-18
dont deux exemplaires seront achetés
aux Etats-Unis et 32 montés sous li
cence à Emmen coûtera 3,495 mil
liards de francs, y compris les pièces de
rechange, des missiles, des réservoirs,
de la munition, des simulateurs et des
programmes informatiques. Le prix est
calculé au cours de 1,5 franc pour un
dollar. L'industrie suisse a déjà obtenu
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Hausses des primes d’assurance

Les assurés invités à payer quand même
Les assurés se réjouissant des mesu

res urgentes édictées en fin de session
par les Chambres concernant la limita
tion des augmentations des primes d'as
surance-maladie devront patienter. Ils
devront bel et bien payer les factures en
voyées par leur caisse, même si ces der
nières prennent en compte des hausses
supérieures à 10%. Le cas échéant, les
caisses elles-mêmes devront rembourser
les excédents de cotisations. Enfin,
d'autres ‘caisses maintiendront des
hausses supérieures.
Interrogée hier par l'ATS, Mme Su

sanne Käppeli, adjointe à la présidence
du Concordat des caisses-maladie
suisse (CCMS), a précisé que les primes
d'assurance doivent impérativement
être acquittées au moyen des bulletins
de versement envoyés par les caisses,
«sinon ce sera le chaos».
Même si les augmentations notifiées

ces dernières semaines dépassent les
10%, explique Mme Käppeli, les assurés
ne doivent pas d'eux-mêmes réviser
celles-ci à la baisse, car de nombreuses
composantes entrent en jeu lors du cal
cul. |ATS)

Sion contourné par l’autoroute La traversée
autoroutière de Sion a été inaugurée hier matin. Le tronçon long
de 3 kilomètres aura coûté 158 millions de francs. La pièce maf
tresse est un pont haubané qui enjambe le Rhône. Long de 284
mètres, il a nécessité 10 000 m3 de béton et 2000 tonnes d'acier.
Pour ce seul ouvrage, la facture a dépassé les 30 millions de
francs. L'ouverture du troncon suivant — Sion-Est St-Léonard —

est prévue pour 1994.
PCT

/Photo Keystone)

Moins d’argent de poche pour les requérants d’asile

La Confédération serre la vis
L'Etat entend économiser
35 millions en diminuant les
prestations en faveur des
demandeurs d'asile.

a Confédération veut diminuer ses
frais en ce qui concerne les presta

tions d'assistance aux demandeurs
d'asile : les cantons ne doivent plus les

loger à l'hôtel, ils toucheront moins d'ar

gent de poche, les frais d'abonnement
de transport ne seront plus remboursés
et la Confédération renonce à les assu
rer contre les conséquences de la mala
die. La Confédération économisera ainsi
quelque 35 millions de francs par
année.
De plus, les demandeurs qui refusent

de se plier aux instructions du person
nel d'encadrement se verront supprimer
les prestations d'assistance, a indiqué
hier le Département fédéral de justice et
police (DFJP).
De janvier à fin novembre dernier,

38.683 personnes ont fait une demande
d'asile en Suisse, soit une augmenta
tion de 18% par rapport aux 11 pre
miers mois de 1990. Durant le même
laps de temps, la procédure d'asile en
première instance a été terminée dans
33.937 cas, ce qui correspond à une
hausse de 127% par rapport aux chif

fres de l'année passée. Pour 1992, le
DFJP prévoit que le nombre des deman
des d'asile sera de l'ordre de 40.000.

2200 requérants à l'hôtel
En septembre dernier, près de 2200

requérants d'asile étaient logés à l'hôtel.
Dans quelques cas, la Confédération a
reçu des factures de pension dépassant
100 francs par jour et par personne.
«Pour des raisons aussi bien politiques
que financières, nous ne pouvons tolé
rer plus longtemps ce type d'héberge
ment», écrit le DFJP dans une lettre
adressée aux directeurs cantonaux de
l'assistance publique.
C'est pourquoi, dès le 1er avril 1992,

la Confédération ne remboursera aux
cantons que 40 francs par jour et par
personne au maximum pour les requé
rants hébergés dans des hôtels. Cette
somme correspond en moyenne à ce qui
est versé aux cantons pour l'héberge
ment dans un logement collectif. Les
cantons qui, après cette date, continue
ront d'héberger de manière durable des
requérants à l'hôtel, verront le nombre
de postes d'encadrement qui leur sont
attribués réduits en proportion du nom
bre de lits occupés à l'hôtel.

Argent'de poche réduit
En outre, les demandeurs d'asile qui

font de fausses déclarations sur leur for

tune, ne se présentent pas à un travail
convenable qui leur a été attribué ou qui
refusent de se plier aux instructions du
personnel d'encadrement se verront
désormais supprimer les prestations
d'assistance.
Dans le cadre des mesures d'économie

prises par la Confédération, l'argent de
poche alloué aux requérants sera ra
mené de cinq à trois francs par jour. En
Allemagne et en Autriche, les requé
rants d'asile reçoivent l'équivalent de
2,10 francs et de 1,70 franc par jour,
précise le DFJP.
La Confédération renonce aussi à as

surer les requérants contre les consé
quences de la maladie. Souvent, les de
mandeurs d'asile ne peuvent bénéficier
des prestations des caisses car celles-ci
ont émis des réserves sur la base de
l'examen sanitaire d'entrée. Comme la
plupart des requérants sont sans res
source, la Confédération doit prendre
les frais de traitement à sa charge. C'est
pourquoi les requérants ne seront plus
assurés contre les conséquences de la
maladie, à moins que la législation can
tonale n'en prévoie l'obligation. Il appar
tiendra au requérant de s'assurer lui
même lors d'une prise d'emploi.
Enfin, dès le 1er janvier 1992, les frais

occasionnés par l'achat d'abonnements
écologiques, d'abonnement demi-taxe
ou d'autres abonnements de transport

né seront plus remboursés. On pourra
distribuer aux requérants des bons de
transport aux frais de la Confédération
afin qu'ils puissent, par exemple, se
rendre auprès des autorités ou d'un mé

decin.

Cantons intéressés
Les cantons ont montré un grand in

térêt pour le financement par la Confé
dération de logements collectifs canto
naux pour demandeurs d'asile. Quelque
120 demandes pour un montant total
de 115 millions de francs ont déjà été
déposées depuis le mois de mars der
nier, a indiqué hier le Département fé
déral de justice et police (DFJP). Le Con
seil fédéral avait alors accordé un crédit
d'engagement de 100 millions de francs
à cet-effet.
L'Office fédéral des réfugiés (ODR) a

déjà accordé des garanties financières
pour un montant de 47 millions de
francs. Vu l'importance de la demande,
il faudra établir un ordre de priorités
avant le printemps prochain pour utili
ser au mieux les moyens financiers dis
ponibles et éviter les difficultés d'héber
gement dans les cantons. La création de
logements collectifs cantonaux permet
de lutter efficacement contre la spécula
tion exercée par certains bailleurs de lo
gements pour demandeurs d'asile, es
time le DFJP. (Berne AP/ATS)

Résultats du rapport de la Commissionfédérale
La jeunesse suisse auscultée
«Vivre ensemble aujour
d''hui» est le titre d'un rap

port qui propose une ré

flexion sur les thèmes d'ac
tualité intéressant les
jeunes Suisses.

E
racisme, le logement, l'égalité des

sexes et le sida sont au centre des
problèmes de bien des jeunes aujour
d'hui. Ces quatre thèmes font l'objet de
la première partie du rapport de la Com
mission fédérale pour la jeunesse (CFJ),
en chantier depuis deux ans. Intitulé
«Vivre ensemble aujourd'hui: qu'en
pensent les jeunes», ce premier docu
ment sera suivi au printemps prochain
de deux nouveaux chapitres sur la for
mation et les loisirs.
Présidée par la conseillère nationale

Ursula Hafner, la commission a pré
senté hier à Berne la première partie du
rapport, qui propose quelques «idées et
réflexions des jeunes sur quatre thèmes
d'actualité». Hansjürg Sieber, vice-pré
sident, a souligné l'énorme travail ac
compli par la CFJ, sachant qu'aucune
étude organisée sur la jeunesse n'existe
en ce moment en Suisse,
Contrairement à un rapport d'ex

perts, ce document entend donner en
priorité la parole aux jeunes (les respon

sables des différents thèmes en sont
d'ailleurs eux-mêmes) et proposer au
Conseil fédéral, aux Chambres, aux can
tons, écoles et diverses institutions des
mesures concrètes à adopter.

Le racisme, fruit de l'insécurité
Le premier chapitre du rapport est

consacré aux relations entre la jeunesse
suisse et les étrangers. La CFJ a eu de
longs entretiens avec de jeunes repré
sentants de groupes de diverses tendan
ces. Les causes du racisme sont à cher
cher, explique le rapport, dans l'insécu
rité sous toutes ses formes. Il faut
absolument proposer des valeurs positi
ves visant à l'établissement d'une so

ciété pluraliste.
Les membres de la commission ont en

effet remarqué que les concepts néga
tifs, tel l'«anti»-racisme n'ont guère
d'effet sur les jeunes. Ce qu'il convient
d'entreprendre à tous les niveaux est
notamment une meilleure information
et l'établissement d'un fonds de finance
ment de la lutte contre le racisme.
Autre problème majeur, la situation

du logement est particulièrement préoc
cupante pour les jeunes ménages et les
jeunes en formation. Le rapport fait état
d'une étude récente de la Conférence
Universitaire suisse, qui révèle que
seuls 4,7% des étudiants bénéficient de
logerïnents subventionnés. Les étu

diants consacrent près de 40% de leur
budget au logement.
Il faut, dans ce domaine aussi, pren

dre des mesures urgentes. Le nrodèle
. des contrats de confiance

appliqué
à Ge

nève peut être un bon exemple à court
terme. Il faut aussi créer des services
d'aide au logement et adapter périodi
quement le montant des bourses
d'études aux hausses de loyer, entre
autres (Berne; ÆTS)

Le logement est une des préoccupations
maieures des étudiants. (Photo Keystone)

Résultats positifs pour la nouvelle politique bernoise

Les drogués boudent le parc
La fréquentation du parc
Kocher et la criminalité ont
baissé depuis la mise en
vigueur du plan bernois
contre la toxicomanie.

"es mesures prises à Berne depuis le
mois de novembre pour diminuer la

concentration de toxicomanes au parc
Kocher ont un résultat positif, a indiqué
hier le Conseil municipal lors d'une con
férence de presse. La fréquentation du
parc qui atteignait 600 personnes à la
fin de l'été a passé à 150 personnes, et la
criminalité a baissé. Les Romands enre

gistrés par la police viennent pour la
plupart des cantons de Fribourg, Vaud
et Neuchâtel.
La proportion de toxicomanes venus

d'autres cantons a passé d'un tiers au

début de l'automne à moins de 20 % en
décembre, a indiqué la police munici
pale. Fermeture du parc la nuit, contrô
les d'identité, lettres aux communes
concernées et contact avec celles-ci ont
permis de les éloigner de Berne. Les me
sures, introduites au début du mois de
novembre, ont été bien acceptées par le
législatif communal et la population.
Les communes avisées ont elles aussi

très bien réagi. Dans la plupart des cas,
un seul avis a suffi pour éloigner du
parc Kocher la personne concernée.

Baisse de la criminalité

La diminution de la concentration de
toxicomanes a également permis de
faire baisser la criminalité en ville de
Berne, a indiqué la police municipale.
Les agressions ont baissé de moitié et
les vols par effraction d'un tiers. De son

côté, la police sanitaire a également vu
ses interventions pour le transport de
toxicomanes baisser de moitié.
Contrairement à ce qui s'était passé

après la fermeture de la Kleine Schanze
ou de la terrasse du Palais fédéral, les
toxicomanes n'ont pas choisi un nou
veau lieu de rendez-vous. Le centre d'ac
cueil de la Nägeligasse et l'hébergement
de secours ne sont pas surchargés, et
l'attrait de la ville fédérale semble avoir
vraiment diminué.
Les autorités bernoises ont relevé que

le problème de la drogue n'était pas ré
solu par les mesures prises, et que des
discussions devaient avoir lieu aux ni
veaux cantonal et fédéral pour trouver
des solutions. Dans le canton de Berne,
les places dans les établissements spé
cialisés manquent pour offrir une cure
de désintoxication aux nersonnes ani le

désirent. (Berne/ATS)AISNeue Zürcher Zeitung, Januar 1989:
«Unverkrampfter Berner Umgang mit dem 
Drogenproblem» Tribune de Genève, Juli 1989:

«Résultats positifs pour la nouvelle politique 
bernoise»

Le Courrier, März 1988:
«Berne progressiste»

Tribune de Genève, Juli 1988:
«Berne à l‘avant-garde»

Freiburger Zeitung, Juli 1988:
«Ein einzigartiges Drogenxeperiment in Bern»

Der Bund, Juni 1986:
«Ein Ort, an dem sich Drogenabhängige ohne Angst begegnen können»

Der Bund, August 1987:
«Wo Süchtige ohne Stress sich selbst sein dürfen»

Der Bund, Juni 1987:
«Contact will Süchtigen künftig mehr Lebenshilfe anbieten»

Der Bund, Mai 1989:
«Rechtsgutachten bestätigt: Fixerräume sind legal»

Der Bund, Juli 1989:
«Berns Drogenpolitik bestätigt»

Der Bund, November 1990:
«Anzeige abgeblitzt: Fixerräume nichts Strafbares»

1986 eröffnet CONTACT an der Berner Münstergasse den weltweit ersten Drogenkonsumraum:

Die neue Form der Überlebenshilfe sorgt schweizweit für Diskussionen:

1989 bestätigt das Schultz-Gutachten die Rechtmässigkeit von Drogenkonsumräumen. 
Aus dem Berner Modell entsteht die heutige Schadensminderung:


